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V o r w o r t .
I n  K re isen , welche der Angelegenheit der nordal- 

bingischen Herzogthümer ein besonderes Augenmerk ge
widmet haben , w a r  seit Längerem das B edü rfn iß  fühl
bar  geworden, englischen Politikern  eine kurze, übersicht
liche und dabei nicht bloß durchaus correcte, sondern 
auch in allen Theilen durch unansechtbare Urkunden 
und Thatsachen begründete D arstellung der gegenwärtigen 
Lage dieser Angelegenheit in die H ände  geben zu können. 
Dieses B e d ü r fn iß  ist in der jüngsten Zeit  noch stärker 
hervorgetreten. Durch mannigfache diplomatische V e r 
handlungen , die eine eingehende Beschäftigung mit der 
deutsch-dänischen Sach e  zur Folge  ha t ten ,  w a r  der eng
lische S ta a ts sec re ta ir  für  die au sw är tig en  Angelegenheiten 
a llm älig  dahin gekommen, sich e tw as genauer darüber zu 
informiren, an s  welcher S e i te  in dieser S a c h e  das Recht, 
und ans  welcher das Unrecht zu finden sei. Aber sein 
redliches Auftreten hat in E n g la n d  im Allgemeinen 
nicht die verdiente Anerkennung gefunden. D e n n  leider
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hat die englische Presse m it  sehr wenigen A u sn a h m e n ,  
sei es nun  a n s  Unkenntniß oder a u s  Absicht, seit J a h r e n  
die S t r e i t f r a g e  stets in einem fü r  die Herzogthümer 
möglichst ungünstigen Lichte dargestellt, und dadurch 
die öffentliche M e in u n g  völlig irre geleitet.

D ie  nachfolgende S c h r i f t  hat  sich n u n  die A u f 
gabe gestellt, denen, die sich nicht m i t  Absicht gegen die 
W ahrh e i t  verschließen w o l le n ,  das M a te r ia l  zu einer 
gerechteren W ü rd ig u n g  der S a c h e  und zugleich zu einer 
richtigeren B eu r the i lun g  der Rnssell'schen P roposi t ionen  
an  die H a n d  zu geben. S i e  ist vor K urzem  in eng
lischer A u s g a b e  un ter  dem T i t e l :  „A Statement of 
the German-Danish Question with reference to 
the Propositions for its adjustment lately made 
by Great Britain“ publie irt  und sowohl unter die 
M itg lieder  des gegenwärtigen P a r l a m e n t s ,  wie an Zei- 
tnngsredac t ionen , politische C lu b s  k . vertheilt worden.

M a n  darf hoffen, daß auch fü r  deutsche Leser 
diese S c h r i f t  nicht ohne In te re sse  sein wird.



lin till'd) rift.
Während die englische Ausgabe dieser Schrift 

bereits in der ersten Hälfte des März in London zur 

Dertheilung gelangt ist, hat der Druck der deutschen 

Ausgabe durch verschiedene Umstände eine Verzögerung 

erlitten. Inzwischen ist die dänische Regierung mit 

den Ordonnanzen vom 30. März vorgegangen. Es 

beweist dies, wie sehr die Verdrossenheit und Verzagt

heit, die seitens der deutschen Regierungen in den letzten 

Jahren „ in  dieser die Ehre des deutschen Bundes und 

des gemeinsamen Vaterlandes im Innersten angreifenden 

ArageA an den Tag gelegt worden ist, den Mitth der 

dänischen Machthaber gesteigert hat. Hoffentlich wird 

nunmehr auf deutscher Seite ein Wendepunkt  in der 

Behandlung dieser Angelegenheit eintreten. Vor länger 

als vier Jahren hat König Wilhelm I. beim Antritte 

der Regentschaft feierlich verkündet: „ Eu r opa  muß 

wissen, daß Preußen übera l l  das Recht zu 

schützen berei t  i s t ! " Nun denn, es ist hohe Zeit,



dieses Wort zunächst in der Angelegenheit der Herzog- 

thümer zu einer Wahrheit zu machen. Bisher ist be

kanntlich in dieser Beziehung thatsächlich noch eben 

nichts geschehen. Nur ein wirklich thatkräftiges Vor

gehen kann uns jetzt noch davor bewahren, daß nicht 

schließlich wie anderwärts, so auch hier das leidige 

Nachsehen gegen fertige Thatsachen Platz greife, daß 

nicht insbesondere die europäischen Großmächte sich in

mittelst zu irgend einer A rt von Anerkennung derselben 

herbeilassen.
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I.

Selten hat ein Act eines brittischen Staatsmannes in 
der englischen Presse eine so ungerechte Bcurtheilung erfahren, 
wie die Depesche des großbritannischen Staatssecretairs für 
die auswärtigen Angelegenheiten vom 24. September. Man 
hat nicht bloß den Werth des von dem Grasen Russell auf
gestellten Vermittelungsvorschlags auf's heftigste angegriffen, 
sondern ihm auch den Vorwurf gemacht, daß er sich ohne 
Grund in den deutsch-dänischen Streit gemischt habe. Auch 
die dänische Regierung hat in ihrer Erwiederung einen vor
wurfsvollen Ton angeschlagen, und man hat sie in England 
dafür belobt. Und doch kann man, wie wir sehen werden, die 
Wahrheit wohl kaum empfindlicher verletzen, als cs die 
dänische Regierung in ihrer Erwiederung vom 15. October 
th itt, welche it. A. die Behauptung aufstellt, daß die schles- 
wigschen Sprachbestimmungen in den Verhandlungen von 
1851 „durchaus nicht erwähnt" seien, und daß gegen ihre Ein
führung damals durchaus kein Einwand erhoben worden sei.

Man kennt in England offenbar diese Regierung nicht, 
sonst würden die Organe der öffentlichen Meinung sich sehr 
bedenken, Partei für sie zu nehmen. Man beurtheilt im 
Auslande die dänische Regierung nach ihren Depeschen, nach 
ihren Worten, die so ansprechend, so liberal klingen; ihre 
Handlungsweise zu beobachten, dazu ist man zu entfernt. 
Vor Europa, um dessen Unterstützung es ihr sosehr zu thun ist, 
läßt die dänische Regierung es sich angelegen sein in gewählte,

i
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Toilette zu erscheinen; sie sieht anders aus, wenn man sie in 
den Herzogthümern in ihrer alltäglichen Tracht erblickt.

Die deutsch-dänische Frage ist allerdings eine so ver
wickelte, daß es kein Leichtes mehr ist, sich’ in ihren Irrgänger: 
zurecht zu finden. Seit fünf Jahren hört man von Zeit zu 
Zeit die dänische Regierung Europa mit volltönenden Worten 
irgend ein „neues Zugeständniß" ankündigen, das sie dem 
Frieden oder den europäischen Mächten zu Liebe bringt, und 
dennoch ist in diesen fünf Jahren die Lage der Herzogthümer 
thatsächlich schlimmer geworden, als sie bereits zu Anfang 
war. Denn hinter jeder Zusage begegnen w ir der Absicht, sie 
zu umgehen, hinter jedem Zugeständnisse stoßen w ir aus ein 
Manöver, es in sein Gegentheil zu verkehren. So hat man 
in jedem Stadium der Verhandlungen neue Streitfragen, neue 
„ Mißverständnisse," neue Schwierigkeiten, neue Verwickelungen 
zu schaffen gewußt. Daher die vielen Phasen, das seltsame 
Allerlei, das einer oberflächlichen Betrachtung so sinnverwirrend 
erscheinen muß.

Auf dänischer Seite hat man allerdings eine sehr einfache 
Formel zur Erklärung der ganzen Streitfrage: „ Pr euß i s c he  
E r o b e r u n g s g e l ü st e ! "  Das klingt so natürlich, und wird 
deshalb von denen, die sich nicht eingehend mit der Sache be
fassen können oder mögen, leicht geglaubt. Aber was 
haben die Vertheidiger dieser Auffassung zu sagen, um das Auf
treten Oest er r e i chs zu erklären? Meint man, daß es dem 
Wiener Cabinette um die Rolle zu thun ist, bei preußischen 
Eroberungsversuchen die nöthigen Spanndienste zu leisten? 
Allerdings, die deutsch-dänische Sache kann zu einer T e r r i 
t o r i a l  f r age  werden, wenn nämlich Dänemark durch fort
gesetzte Weigerung, eingegangene Verpflichtungen zu erfüllen, 
einen K r i e g  herbeiführen sollte. Aber für jetzt handelt es sich 
nur um die Erfüllung der getroffenen Vereinbarungen, um 
eine Verfassungs- und Nationalitätsfrage. S o ll ein gerechtes
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loyales Verhältnis bestehen zwischen Dänemark und den Her- 
zogthümern; soll die deutsche Nationalität mit der dänischen 
gleichberechtigt sein im bürgerlichen Leben nicht bloß, sondern 
auch auf geistigem und politischem Gebiete; soll in der Orga
nisation der Monarchie einem drückenden, oder gar erdrücken
den Uebergewichte des einen Theils vorgebeugt werden, sollen 
in der Regierung beide Elemente ihre Anerkennung und Re
präsentation finden; müssen nicht die Verpflichtungen, die im 
Namen des Königs in dieser Hinsicht übernommen wurden, in 
redlicher Weise zur Ausführung gebracht werden: das waren 
die Fragen, mit denen der Streit begonnen, und die noch heute 
hinter allen Umkleidungen, mit denen man die wahre Gestalt 
desselben zu verhüllen sucht, immer wieder zum Vorschein 
kommen.

M an trifft Leute, die es unbegreiflich finden, daß die 
Herzogthümer überhaupt gegen die dänische Regierung Be
schwerden geltend machen wollen. Es ist ja doch eine „libe
rale" konstitutionelle, ja wenn man w ill, sogar demokratische 
Regierung! I n  der That so präsentirt sie sich vor Europa. 
Aber wie vieles in ihrem Sprechen und Gebühren ist nicht 
Phrase, wie vieles in ihrer bestechenden Erscheinung nicht bloße 
Schminke! Treten wir näher an sie heran, machen w ir uns 
mit ihrem Thun und Treiben etwas genauer bekannt.

Den Grafen Russell mahnt sie an seine „Anteeedentien," 
beschwört ihn, „ das konstitutionelle Leben" in Dänemark und 
Schleswig nicht anzutasten, weil er der von der schleswigschen 
Ständeversammlung niemals angenommenen Verordnung vom 
2. October 1855 die Gültigkeit für Schleswig abspricht, und in 
Frankfurt läßt sie den Bundestagsgesandten noch in der letzten 
Stunde gegen die Wiederherstellung der rechtmäßigen kurhessi
schen Verfassung stimmen. Sie rühmt sich ihrer „ liberalen Ad# 
ministration" in Schleswig, sie beansprucht die „ Sympathien" 
der englischen Regierung für dieselbe, und verfolgt dort Tausende,

l *



weil sie in ihren Petitionen an die Stände um Wahrung ihrer 
Rechte zu bitten wagen; Kerkerqual, die bis zum Selbstmord 
treibt*), „Festungshaft schwersten G rades"**) gehören zu 
den traurigen Folgen derartiger Petitionen. „ L i b e r a l e  
A d m i n i s t r a t i o n " !  —  kann man ärger mit Worten 
spielen? Lassen w ir die schleswigscke Administration sich in 
einigen Zügen characterisiren. Hier löst man eine deutsche 
Schützengildc a u f* * * ) ,  die vier Jahrhunderte hindurch be
standen hat, weil sie ein M itglied nicht aus ihrer M itte  aus
stoßen w i l l * * * * ) ;  und was hat dieses Mitglied verbrochen? 
Es hat die politischen Denunciationen eines dänischen Beamten 
—  obendrein eines Mannes, der die stndirende Jugend heran
bilden soll f ) ,  —  die gegen Tischgenossen vorgebracht wurden und 
sich hinterher als unwahr erwiesen, als etwas unwürdiges be
zeichnet. Dort läßt man Mädchen mit Entkleidung durch Gens- 
darmcn bedrohen Ich), weil sie ihrer zu drei nebeneinander ein
hergehenwollen, und das Kleid der einen weiß, das der ändern 
blau, das der dritten roch ist. An dem einen Orte setzt man 
einen Communalbeamtcn ( ib t t f ) ,  weil er denuncirt ist, in 
fröhlicher Gesellschaft ein deutsches Nationallied, das Lied 
„ Schleswig-Holstein meerumschlungen," angestimmt zu haben; 
an dem ändern unterdrückt inan deutsche Gesangvereine f f f f ) ,  
weil sie an einem Sängerfeste Theil genommen, das die Be
hörden sekbst zwar erlaubt hatten, dessen deutscher Charakter 
aber hinterher den Dänen als eine „Demonstration" gegen

* )  Gercke in Schleswig.
* * )  v. Rumohr auf Drült, Kaufm. Lange in Eckernförde.

***) S t. Nicolaigilde in Flensburg.
***») Goldschmied Beyreis.

f )  Professor Siemefen. 
f f )  Bei Gelegenheit des SängerfestcS in Husum, 

t t t )  Koogsinspector Hinrichsen.
t t t t )  Die „Harmonie" in Husum, den Gesangverein in Flensburg k .
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die dänische Jdstedtfeier in Flensburg erschien. Den Einen 
steckt man ins Gefängniß, „bei Wasser und Brod" — weil 
der Taufanzug seines Jüngstgebornen etwas von den Farben 
weiß, blau und roth erkennen läßt*), den Ändern, weil er eine 
Dannebrogsfahne, die ein dänischer Kegeljunge ihm aufs 
Haus gesteckt, wieder herabnimmt**); hier schließt die Polizei 
eine Buchhandlung und bringt den Besitzer derselben***) mit 
stimmt seiner Familie an den Bettelstab, weil er von der Adresse 
der 26 schlcswigschen Ständcabgeordneten, nachdem die inlän
dischen Zeitungen sie bereits mitgetheilt, einen Separatabdruck 
veranstalten ließ, nein, veranstalten lassen wollte; dort wieder 
pfändet man Bauern aus****), weil sie lieber gemeinschaftlich 
einen deutschen Hauslehrer für ihre Kinder hielten, als sie 
in die dänische Dorfschule schickten. Weil in der einen S tadtt) 
das Resultat der jüngsten Abgeordneten-Wahl, in der än
dern t t )  die Theilnahme der Bürger für das deutsche Sänger
fest den resp. Polizeimeistern nicht gefällt, müssen die Bürger 
um 10 Uhr Abend Polizeistunde machen, muß der Inhaber 
jedes öffentlichen Locals mit dem Glockenschlage zehn seine 
Gäste entfernen. J a , haben wir es nicht erlebt, daß man 
aufGrund der nichtigsten politischen Anklage deutschenAerzten 
Wochen hindurch verwehrt hat, selbst in Ausübung ihres Be
rufs den Bereich der Stadt zu verlassen t t t )  ? Das sind Züge 
einer kleinlichen widerwärtigen Quälerei, durch welche eine 
Regierung sich ebenso verhaßt machen kann, als durch ein 
militairisches Schrcckensregiment. Im  Königreiche Däne-

*) In  Eskrus, Sept. 1862.
**) In  Flensburg.

— ) Dr. Heiberg.
****) Sieg in Schnorup, Jessen in Beelschuby. 

t )  Schleswig, 
t t )  Husum, 

t t t )  Schleswig.
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mark allerdings ist die Verwaltung nickt bloß liberal, gewährt 
sie nicht bloß im öffentlichen Leben selbst den ertremsten Ten
denzen den freiesten Spielraum, nein, dort geht die Jndulgcnz 
selbst so weit, bei einem Act der Pöbeljustiz gegen einen poli
tischen Gegner*) ein Auge zuzudrücken. In  Schleswig da
gegen ist man selbst im privatlichen Geschäftsverkehr zwischen 
Mann und Mann den Berationen der Polizei ausgesetzt. 
Peinliche Untersuchungen sehen wir hier angestellt, wenn irgend 
jemand denuncirt wird, nach alten schleswig-holsteinischen Schil

lingen, die niemals zu Recht aufgehoben wurden, statt nach 
neuen dänischen, die niemals zu Recht eingeführt'worden sind, 
gerechnet zu haben. Hier vergreift man sich selbst an der Sprache 
des Volks und an seinem Heiligthume; octroyirte Ordonnan
zen , wie sie unerhört sind in.unferm Jahrhundert, schreiben 
hier den Eltern vor, ob sie ihre Kinder dänisch oder deutsch 
unterrichten und confirmiren lassen sollen; auf Grund dieser 
Ordonnanzen zwingt man eine deutsche Familie**), ihren 
Hauslehrer oder ihre Gouvernante, sie mögen im Uebrigen 
ihren Beruf noch so redlich und gewissenhaft erfüllt haben, 
zu entlassen, weil der häüsliche Religionsunterricht in einem 
deutschen Hause deutsch und nicht dänisch ertheilt wurde. 
Selbst die Kirche wirb im Interesse der sprachlichen Propa
ganda unter die Decrete der dänischen Regierung gestellt, die 
den Gemeinden ohne Rücksicht auf ihren Willen und das, 
was durch Jahrhunderte langen Gebrauch sanctionirt ist, 
Vorschriften darüber macht, in welcher Sprache Predigt und 
Gottesdienst zu halten seien. In  Wahrheit, die dänische 
Regierung ist eine andere im Norden, eine andere im Süden. 
Sie steht in Kopenhagen mit dem Nationalitätsprinzip aus 
dem freundschaftlichsten Fuße und hält ihm in Schleswig die

*) Baron von Dirckinck Holmfeld in Maglckildc.
**) Gutsbesitzer Berkhan.
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Faust entgegen. Sie ist in Dänemark die ergebene V o ll
streckerin des Volkswillens; vor den Velleitäten der Menge 
muß hier selbst die Heiligkeit königlicher E h r e n v e r p f l i c h -  
t u n g e n  zu Boden fallen, —  und in den Herzogthümern 
redet sie eine Sprache, führt sie ein Regiment, als lebten wir 
zu den Zeiten Ludwigs X IV . ,  als wäre sic das Organ einer 
unbeschränkten königlichen Machtvollkommenheit! Und doch 
danken in den Herzogthümern die Fürsten, wie sie selber in 
verbrieften Urkunden anerkennen, ihre Krone „lediglich der 
Gunst dieser Lande zu ihrer Person," während für das 
dänische Volk noch gestern die unbeschränkteste Königsgewalt 
verfassungsmäßig das unantastbare Grundgesetz sein sollte 
bis an's Ende der Zeiten. Kaum den Fesseln der „lex  
regia“ entronnen, meinen die Führer dieses Volks unter 
der Maske der Legitimität den Herzogthümern das Joch einer 
unleidlichen Fremdherrschaft aufbürden zu dürfen. Männer, 
die ihre politische Laufbahn damit begannen, die Massen"gegen 
die Regierung aufzuregen, dir ihrem König in's Angesicht mit 
der „Selbsthülfe der Verzweiflung" drohten, die, wenn der 
König sich ernstlich gegen sie wenden wollte, ihm wohl noch 
jetzt bald genug mit der Fahne der „Volkssouverainctät" 
gegenüber treten würden, geberden sich den Herzogthümern 
gegenüber nicht bloß als Fahnenträger der Legitimität und 
des Absolutismus, sondern verlangen auch, daß, was dänische 
Minister im Namen des Königs thun und verkünden, von 
den deutschen Staatsangehörigen mit heiliger Scheu und 
Ehrfurcht ausgenommen werden soll. Leute, die sonst aus 
ihren Sympathien für jedwede Revolution durchaus kein Hehl 
machen, entblöden sich nicht jede Aeußerurig nationaler Wider
standskraft, jedes Zeichen, daß die deutsche Nationalität in 
den Herzogthümern nicht gemeint ist sich der dänischen Usur
pation gehorsam zu unterwerfen, als „Landesverrath", als 
„A u fruhr" gegen den König zu stempeln. Diesem Mangel
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an Wahrhaftigkeit begegnet man, wo irgend die Herzogthümer 
in Frage kommen, bei der Regierung, auf der Tribüne, in der 
Presse. A ls wäre es nicht genug an dem numerischen Ueber- 
gewicht der dänischen Nationalität, hat man in dem Ver- 
hältniß der verschiedenen Landestheile zur Regierung zwei er 
l e i  M a aß und G e w i c h t  zur Anwendung gebracht. I n  
Kopenhagen z. B . hören w ir den Ministerpräsidenten einen 
Toast auf die „freie Presse" ausbringen und gerechtere Be- 
urtheilung von ihr erbitten; in den Herzogthümern dagegen 
vergönnt man der Presse nicht, unter dem Schutze von Recht 
und Gesetz leben zu dürfen. Der deutsche Bund hat gewisse 
Normen zur Begrenzung der Preßfreiheit aufgestellt, die überall 
in Deutschland als weitgehende Beschränkungen angesehen 
werden, —  nur in Holstein würde ein nach den Bundes
beschlüssen bemessenes Preßgesetz als ein großer Fortschritt 
begrüßt werden. ' Denn hier bedarf es zur Herausgabe irgend 
eines Blattes, und sei es auch eines nicht-politischen, der be
sonder» Genehmigung der Regierung, die, wenn sie wirklich 
gewährt worden ist, doch jeden Augenblick wieder ohne 
weitere Umstände entzogen werden kann. Während in 
Wien und Paris die Verwaltung die Entziehung einer 
Concession erst dann eintreten lassen kann, wenn sich mehr
fache Venpgrnungen erfolglos erwiesen haben, kann in 
Holstein ein Journal unterdrückt werden, ohne daß auch nur 
ein Grund für diese Maßregel angegeben wird. I n  g l e i cher  
W e i s e k a n n h i e r j e d e r g e i s t l i c h e u n d w e l t l i c h e B e -  
a m t e ,  den P r ä s i d e n t e n  des höchsten G e r i c h t s 
ho f e s  und  den städt i schen B ü r g e r m e i s t e r  n i cht  
a u s g e n o m m e n ,  selbst  m i t  E n  t z i e h u  n g j eder  P e n - 
s i on  u. s. w. j e d e n A u g e n b l i c k o h n e W e i t e r e s v o n  
seinem A m t e  e n t f e r n t  w e r d e n ,  ein Zustand, der ohne 
B e i s p i e l  ist i n  D e u t s c h l a n d ,  der selbst zu den Zeiten 
und in den deutschen Staaten, wo die Regierungsgcwalt sich
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am weitesten erstreckte, niemals irgend Platz gegriffen hat. I n  
den Herzogthümern sieht jedes deutsche Organ und jeder deutsche 
Beamte das Damoklesschwert beständig über seinem Haupte 
hangen; wer demnach seine Eristenz nicht ohne Weiteres Preis 
geben w ill, muß sich bei seinem politischen Auftreten stets da
ran erinnern, daß er der Regierung nicht unbequem werden 
darf. Dieselbe Regierung, deren Mitglieder früher die Leiter 
der dänischen Opposition gegen das Verfassungsgesetz vom 
26. Ju li 1854 gewesen sind und das Oersted'sche Cabinet ge
stürzt haben, entfernt in Altona den Oberpräsidenten von 
seinem Amte mit Entziehung jeder Pension u. s. w ., weil er, 
wie in dem bezüglichen Rescripte ausdrücklich gesagt w ird , im 
Reichsrathe gegen die octroyirte Verfassung vom 2. October 
Opposition gemacht hat, obgleich dieses Verfahren mit einer 
ausdrücklichen Bestimmung dieser Verfassung selbst in directem 
Widerspruch steht. Dieselbe Regierung, die sich wohlweislich 
hüten wird, das Bewilligungsrecht der dänischen Landesver
tretung im Geringsten in Frage zu stellen, verausgabt aus dem 
Vermögen der Herzogthümer M illionen, ohne sich auch nur des 
Bestehens einer Landesvertretung zu entsinnen; gewähren ihr 
die bestehenden Steuern und Abgaben für ihre Zwecke nicht 
zureichende M itte l, so verlangt sie die Auflage neuer außer
ordentlicher Steuern, und wenn Stände zu solchen exorbitanten 
Forderungen ihre Zustimmung verweigern, so legt die Regie
rung auf eigene Hand die Steuern auf und läßt sie rücksichts
los bcitreiben. Den Dänen hat man jede Waffe in die Hand 
gegeben, mit der in politischen Kämpfen etwas auszurichten 
ist; der deutsche Unterthan genießt nicht die Begünstigung, auf 
ehrlichen Kampf mit gleichen Waffen Anspruch machen zu 
dürfen. Die Unterthancn des Königreichs sind gegen alle 
politischen Wechselfälle sicher gestellt worden; wer auch in der 
Regierung sitzen mag, kein Minister darf einem Dänen ein Un
recht zufügen; gegen jede Maßregel der Regierung kann in
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Dänemark der Betroffene die Entscheidung u n a b h ä n g i g e r  
R i ch ter anrufen, den Herzogtümern dagegen hat man es 
ausdrücklich in ihre Verfassungen hineingeschrieben, daß kein 
Tribunal über eine Maßregel der Regierung ein Urtheil fällen 
darf*). M it Einem Worte die Herzogthümer sind wehr  -

*) § 77 des dän ischen G ru n d g e s e tz e s  lautet:
„D ie  Gerichte sind berechtigt, jede F ra g e  ü b e r d ie  G re n z e n  

d e r o b r i g k e i t l i ch cn G e w a l t z u en tsche iden .
Doch kann derjenige, welcher eine solche Frage erheben w ill, sich nicht 

dadurch, daß er die Sache vor die Gerichte bringt, dem entziehen, vorläufig 
dem Befehl der Obrigkeit nachzukommen. "

§. 78 lautet:
„D ie  Richter haben in ihrem Berufe sich allein nach dem Gesetze zu 

richten. S ie  kö nnen  n ic h t ohne U r t h e i l  a b g e se tz t , auch n ich t 
g e g e n i h r c n W u n s ch v c r sc tz t w e r d e n , außer in Fällen, wo eine Um
gestaltung der Gerichtshöfe stattfindet."

Dagegen lautet § 8 der Verfassung für H o ls te in :  „D e n
G e ric h te n  in  U n s e r e in H e r z o g t h u m H o ls te in  steht es 
n i ch t z u , ü b e r d i e R  e ch t m ä ß i g k e i t e i n e r v o n S  e i t e n e in e r  
R e g ie r u n g s - ,  o b r ig k e it l ic h e n  ode r P o l iz e ib e h ö rd e  ge 
t r o f fe n e n  M a ß re g e l e in  U r t h e i l  zu f ä l l e n ,  in s o fe rn  
n ic h t s p e c ie lle  gesetzliche B e s t im m u n g e n  oder a l l e r 
höchste R e s o lu t io n e n  e ine  A u s n a h me h ie r v o n  z u l  a ss e n ■ 
(Sin Jeder, welcher sich durch eine solche Maßregel beeinträchtigt hält, 
kann sich m it seiner desfallsigen Beschwerde an Uns oder die betreffende 
obere Behörde wenden, wird aber dadurch nicht der Verpflichtung ent
bunden, den Anordnungen, über welche er sich beschweren zu müssen glaubt, 
bis zur ausgemachten Sache gebührliche Folge zu leisten. Jeder vorsätz
liche Ungehorsam wider solche Anordnung ist strafbar, und cs wird die 
Strafe nach richterlichem Ermessen bestimmt. Würden aber zwischen den 
richterlichen und administrativen Behörden selbst Eonflicte rücksichtlich ihrer 
Competenz entstehen, so wollen W ir es Uns Vorbehalten haben, die be
treffenden Entscheidungen in Unserem Geheimen Staatsrathe abzugcben."

I n  gleicher Weise heißt es im §. 9 der Verfassung für S c h le s w ig :
„D ie  G e rich te  in  Unserem H e rz o g th  um S c h le s w ig  haben 

d ie  R e ch t m ä ß i g k e i t e in e r  R  c g i e r u n g s - M  a ß r e g c l , sow ie  
e in e r  v o n  der O b r i g k e i t  oder  v o n  der  P o l i z e i  a n g e o r d -  
n e t c n M  a ß r e g e l n u r i n s o iv e i t zu b e u r t h e i l  e n , a l  s d i c s c s



— _  11 —

l os gemacht worden gegenüber der dänischen Nationalität und 
r ech t l os  gegenüber der dänischen Regierung. Es ist keine 
Richtung des Staatslebens, vom Petitionsrccht und der Preß-

i h n e n  durch besondere gesetzl iche Bes t i mmu n g e n  oder 
A l l e r h ö c h s t e R e s o l u t i o n e n  gestat tet  ist.

Ein Jeder, welcher sich durch eine solche Maßregel verletzt glaubt, 
kann seine desfällige Beschwerde an Uns oder an die bekommende Vorge
setzte Behörde einrcichen, wird jedoch der Verbindlichkeit nicht enthoben, 
der betreffenden Verfügung bis zur schließlichen Erledigung der Sache 
Folge zu leisten. Jeder absichtliche Ungehorsam gegen eine solche Anord
nung ist mit einer Strafe zu belegen, welche nach dem Ermessen des Gerichts 
bestimmt wird. Für den Fall, daß zwischen der richterlichen und ad
ministrativen Gewalt in Unserem Herzogthum Schleswig Conflicte ein- 
trcten sollten, wollen W ir Uns Vorbehalten haben, dieselben in Unserem 
Geheimen Staatsrath Allerhöchst zu entscheiden."

Davon, daß die Richter sich nur nach den Gesetzen richten und unabsetzbar 
sein sollen, ist weder in der holsteinischen, noch in der schleswigschen Ver
fassung auch nur das Geringste gesagt. Im  Gegentheil, das Princip, daß 
die Richter jeden Augenblick nach dem Belieben der Regierung von 
ihrem Amte enthoben werden können, ist nicht bloß zur allgemei
nen Regel gemacht, sondern. auch in Holstein unter der dermaligen 
„ cv n st i t u t i on el l en " „ l i b e r a l e n "  Regierung an den Mitgliedern 
des höchsten Gerichtshofes factifch zur Ausführung gebracht worden. 
O h n e  daß auch n u r  i r gend ein G r u n d  f ü r  diese Maß r eg e l  
angegeben wurde,  wurden der Präs i dent  und die beiden 
ersten M i t g l i e d e r  des höchsten Ge r i c h t s ho f es  aus i h r en 
A e m t ern ent  f e r n  t.

Die holsteinische wie die schleswigsche Verfassung enthält nichts von 
jenen staatsbürgerlichen Rechten und Freiheiten, die sonst ein wesentliches ✓ 
Element einer Verfassung zu bilden pflegen. Aber gewährten sie auch 
in dieser Beziehung die reichsten Zusicherungen, so wäre doch der ange
führte Paragraph hinreichend, dieselben illusorisch zu machen. Durch 
denselben ist einer unbegrenzten Polizeiherrschaft, einer maßlosen ad
ministrativen W illkür Thor und Thür geöffnet worden; diese ist dadurch 
gewissermaßen zu einem ve r f as s u ng s mäß i ge n  A r t i k e l  geworden, 
und die Herzogtümer haben in der Münzsache und bei anderen Gelegen
heiten diese Willkür in vollem Maße über sich ergehen lassen müssen. Alle 
Vorstellungen der Stände gegen den angeführten Paragraphen waren
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freiheit ber Untertanen bis zum Bewilligungsrecht der Stände, 
in der dieses Princip nicht bis zu seinen Konsequenzen durch
geführt wäre. Offen hat man sich freilich niemals zu solchen 
Grundsätzen bekannt. Für jede Beschränkung der bürgerlichen 
Freiheit, für jede Unterdrückung ständischer Gerechtsame beruft 
man sich in Holstein: — auf den deutschen Bund; in Schles
wig : — auf die deutsche Agitation; armselige Vorwände, 
die ein holsteinischer Abgeordneter bereits in der ersten Session 
des Reichsraths hinreichend gekennzeichnet hat. „ Die Hand," 
erwiederte er einein dänischen Redner, „ die sich an unfern Ge
richten vergriffen, bat ihren H alt nicht in Frankfurt a /M . 
Die Bundesgesetzgebung beschränkt die Presse, aber sie macht 
sie nicht rechtlos." —

Was Wunder, daß ein solches System dahin geführt hat, 
in dem auf so beispiellose Weise hintangesetzten Theile der M o 
narchie eine starke geschlossene Opposition gegen die dänische 
Regierung hervorzurufen? I n  jedem Staate der Welt würde 
sich eine solche Opposition mor a l i sch  im Rechte fühlen; in 
den Herzogtümern liegt die Sache noch anders. Hier hat 
die Opposition auch das geschr i ebene Recht für sich. Es

fruchtlos. E r  ist —  zuletzt allerdings ein wenig abgeschwächt —  in den 

vier seit 1855 von der Regierung den holsteinischen Ständen vvrgelegten 

Verfassungsentwürsetr immer wiedergekehrt.
Ganz eben so ist man in Bezug au f die M i n i s t e r v e r a n t w v r t -  

l i ch k e i t z u  Werke gegangen.

8 . 20  des d ä n i s c h e n  G r u n d g e s e t z e s  lautet kurz und bündig:
„ D ie  M in ister können wegen ihrer Am tsführung angeklagt werden. 

D as  Volkslhing klagt an, das Reichsgericht u rthe ilt."

I n  den  H e r z o g t ü m e r n  d a g e g e n  ist di e  M i n i s t e r v e r -  

a n t w o r t l i ch k e i t b l o ß e r  S c h e i n  u nd k a n n  sel bst  w e g e n  

o f f e n b a r e r  V e r f a s s u n g - V e r l e t z u n g e n  n i c h t  g e l t e n d  g e 
ma c h t  w e r d e n .

D i e s e r  C o n t r a s t  z wi s c h e n  d e m d ä n i s c h e n  G r u n d g e s e t z  

u n d  den V e r f a s s u n g e n  der  H  e r z o g t h ü m cr  z e i g t  sich nach 

a l l e n  S e i t e n  des ö f f e n t l i c h e n  u n d  b ü r g e r l i c h e n  L e b e n s .
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steht hier der R e g ie r u n g  nicht f r e i ,  zu schulten u nd  zu w a l ten ,  
w ie  sie w i l l .  S i e  ist gebunden  durch Zusicherungen, welche in 
feierlichster F o r m  v o n  S r .  M a je s tä t  dein K ö n ig e  ertheilt  
und  durch V e rp f l ic h tu n g e n ,  die den deutschen G ro ß m ä ch te n  
gegenüber  c in geg an gen  sind.

G le ich w o h l  h a t  es w ed erd en  S t ä n d e n  von  S c h le s w ig  noch 
denen von  H o ls te in  gelingen w ollen ,  die dänische R e g ie ru n g  v o n  
ihrem Unrechte zu überzeugen. Auch die in te rn a t io n a len  V e r 
h a n d lu n g e n ,  die a u f  V e rm i t t e lu n g  der R e g ie ru n g  I .  M .  von  
G r o ß b r i t a n n i e n  vor  e tw a  an de r th a lb  J a h r e n  zwischen D ä n e 
mark und  D eu tsch land  eingeleitet w u r d e n , sind in dieser B e 
z iehung  vö ll ig  erfo lg los  geblieben. U n d  doch ist es gewiß, 
daß ,  w e n n  die D i n g e  nicht bald  eine andere  W e n d u n g  n ehm en,  
der F or tb es tan d  der dänischen M o n a rc h ie  sich ernsten G e fa h re n  
ausgesetzt sehen w ird .  U n te r  diesen U m ständen  w a r  e s ,  daß  
der g roßbri tannische  S t a a t s s e c r e t a i r  für  die a u s w ä r t i g e n  A n 
gelegenheiten in  Ü b e r e in s t im m u n g  m it der in  seiner Depesche 
vom  1 0 .  J u l i  1 8 6 1  angekündig ten  Absicht seinen V e rm i t t e 
lun gsvo rsch lag  gestellt hat.

H e r r  H a l l  h a t  die P ro p o s i t io n e n  des G r a f e n  Russell kaum 
einen T a g  nachdem er sie e m p f a n g e n , in einem sehr lebhaften 
T o n e  ab ge lehn t .  S e l t s a m e  E ilfertigkeit ,  die selbst d a n n  a u f 
fallend erscheinen m ü ß t e , w e n n  die Um stände w en iger  ernster 
N a t u r  w ä re n .  W o l l te  H e r r  H a l l  v ielleicht.dadurch dem brit-  
tischen S t a a t s s e c r e t a i r  an dcu ten ,  daß schon der flüchtigste Ü b e r 
blick ihm  fü r  eine Kritik der englischen P ro p o s i t io n e n  g e n ü g e ?  
O d e r  h a t  er sich vielleicht d a ru m  m it  seiner ab lehnenden  A n t 
w o r t  so beeilt, weil  ihm  bekannt w a r ,  d aß  auch die anderen  
n e u t ra len  G ro ß m ä ch te  die Vorschläge des brittischen S t a a t s -  
secretairs  ihm zu r  ernstlichsten B ea c h tu n g  empfehlen w o l l t e n ?  
W a r  es ihm vielleicht d a ru m  zu t h u n ,  diesen R ath sch lägen  m it  
der E rw ie d e ru n g  zu begegnen, daß  seine A n tw o r t  a u f  den e n g 
lischen V e rm it te lu n g sv o rsch lag  bereits  nach L ondon  erpedirt se i?
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W ie dem auch sein m a g , prüfen w ir  mit unbefangenem 
Auge, ob der von der freundlichsten Absicht gegen D änem ark  —  
von der d as  C ab ine t  I .  M .  im Laufe dieser letzten J a h r e  B e 
weise genug gegeben ha t  —  beseelte Vermittelungsvorschlag 
keiner besseren A ufnahm e w ürdig  w a r .  —

II.

D ie  Propositionen des G ra fen  Russell beziehen sich aus 
H o ls te in ,  S ch lesw ig  und die künftige Gesammtversassung der 
dänischen M onarchie .

Hinsichtlich H  v l st e i n s  u n d  L a u e n b u r g s  geht G r a f  
Russell von dem Grundsätze a u s ,  daß die F rag e ,  ob in diesen 
Landern S te u e rn  eingeführt oder Gesetze erlassen werden können 
ohne ausdrückliche G enehm igung der S t ä n d e , durch die ver
neinende Entscheidung des deutschen B u n d e s  erledigt sei.

D a s  ist in W ahrhe i t  der einzig richtige und  praktische 
S ta n d p u n k t .  E ine  F r a g e ,  welche der B u n d  innerhalb  der 
Grenzen seiner Competenz entschieden h a t ,  ist erledigt, und es 
können von keinem Bundesgliede a n  die E r led igung derselben 
noch B ed ingungen  geknüpft w e rd en , welche vom B u n d e  nicht 
genehmigt sind. -Besteht das  B undesg l ied  a u f  solchen B e 
dingungen und  weigert es sich den Bundesbeschlüssen in ge
forderter Weise Folge zu geben, so bleibt für den B u n d  nichts 
anderes  ü b r ig ,  a l s  die Erled igung der F rage  im S i n n e  seines 
Beschlusses zu e r z w i n g e n ,  und die E rgre ifung  von  Z w a n g ö -  
maßregeln hat  Lord Russell gerade durch seine wohlmeinenden 
Vorschläge verhindern wollen. —  Uebrigens fordert der B u n d  
für die holsteinischen S t ä n d e  nicht m ehr ,  a l s  ein M in im u m  
von Rechten, wie es in allen deutschen S t a a t e n  besteht. N i r - '  
gends in Deutschland können Gesetze erlassen, oder neue S te u e rn
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eingeführt werden, welche nicht von der Landesvertretung ge
nehmigt sind. —

Der dänische Conseilpräsident behauptet allerdings be
wiesen zu haben, daß die Forderung des Bundes ebenso sehr 
dem öffentlichen Rechte widerspreche, wie sie mit Rücksicht auf 
die Competenz des Bundes unhaltbar sei. Schwerlich wird 
Herr H a ll Beweise der A rt irgendwo geliefert haben, über
zeugt haben sie jedenfalls keine der neutralen Mächte, und der 
dänische Minister des Auswärtigen, der gleichzeitig Minister 
für Holstein und Lauenburg ist, hätte am wenigsten darüber 
zweifelhaft sein dürfen, daß nach den Grundgesetzen des 
deutschen Bundes innerhalb seines Gebiets der Bund allein 
Fragen in Betreff seiner Competenz zu entscheiden hat.

Die dänische Depesche, deren unklare Ausdruckswcise 
gegenüber der Bestimmtheit und Klarheit in dem Schriftstücke 
des Grafen Russell doppelt auffällt, spricht hinsichtlich der für 
die Stände von Holstein und Lauenburg vom deutschen Bunde 
geforderten Gerechtsame „von der Regulirung einiger Punkte, 
deren Nothwendigkeit nicht zu verkennen," und von einer 
„ Präcisirung der eventuellen Stellung Holsteins, damit der 
übrige Theil der Monarchie nicht einer fortwährenden Ab
hängigkeit von Deutschland preisgegeben werde."

„Abhängigkeit der übrigen Theile der Monarchie von 
Deutschland" —  man scheint in Kopenhagen sich eine sehr- 
hohe Meinung von der Verwendbarkeit und Wirksamkeit dieser 
Phrase gebildet zu haben. Denn so wie davon die Rede ist, 
den Bundesländern ihren Einfluß aus die gemeinsamen An
gelegenheiten der Monarchie zu sichern, führt man dänischer- 
seits sofort den Einwand in's Feld, daß alsdann die Unab
hängigkeit der übrigen Theile der Monarchie in Gefahr ge- 
rathen würde. Verständigen w ir uns über den thatsächlichen 
Werth dieses Einwands.

Es ist wahr, bisher hat in der dänischen Monarchie der
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nichtdeutsche Theil derselben ein Uebergewicht usurpirt, dessen 
man sich in Kopenhagen wahrscheinlich nicht gern mtschlagen 
w ird. I n  den Jahren 1848 und 1849 hat es König Fre
derik V I I .  gefallen, sich eines großen Theils seiner Regierungs
macht zu Gunsten des dänischen Volks zu entäußern. Kein Volk in 
Europa ist gegenwärtig m it unumschränkteren konstitutionellen 
Rechten ausgestattet; die p a r l a m e n t a r i s c h e  R e g i e r u n g  
ist daher zur Nothwendigkeit geworden in Dänemark. Aber 
da cs nur die Landcsrepräsentation des K ö n i g r e i c h s  ist, 
die unbedingtes Steuerbew illigungs-, resp. Verweigerungs
recht u. s. w. besitzt, während den anderen Landesvertretungen 
die wichtigsten Rechtsgarantien verkümmert und versagt und 
sie politisch zu einer völligen Machtlosigkeit herabgedrückt sind, 
so ist es nur die M a jo ritä t des Königreichs, die in dem 
Cabinette ihre parlamentarische Repräsentation sindet. Selbst 
die M inister für die „Special-Angelegenheiten" der Herzog
tü m e r müssen dem W illen des däni schen Volks entsprechen. 
I n  der That hat auch in Schleswig wie in Holstein noch jede 
Session der Ständeversammlungen die Thatsache zur Evidenz 
gebracht, daß zwischen den M inistern für Schleswig und H o l
stein und den betreffenden Landesrepräsentationen eine schrei
ende Disharmonie besteht. S e it 6 Jahren haben die Bundes
länder, weil die übrigen Cabinetsmitglieder nicht E i n e n  
Deutschen finden konnten, der sich ihren Vclleitäten hätte 
accommodiren mögen, sich gefallen lassen müssen, daß immer 
nur D ä n e n  mit der obersten Leitung ihrer S pecia l-A nge
legenheiten betraut waren, etwas, was in Dänemark, wenn 
es auch nur halbwegs versucht worden w äre, vcrmuthlich zur 
offenen Empörung geführt haben würde. Noch heute besteht 
in Holstein der seltsame Widerspruch, daß die gesammte Justiz 
einem dänischen Manne untergeordnet ist, der iin Lande selbst 
nicht das niedrigste richterliche Am t bekleiden könnte.

B is  zu dieser äußersten Grenze hat das jetzige System
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die Abhängigkeit der deutschen Theile der Monarchie von dem 
nicht-deutschen, selbst in dem Umkreise der S p e c i a l - A n g e 
l e g e n h e i t e n  in's Werk gesetzt. Von einem Einflüsse der 
Bundesländer aus die g e i n e i n f a m e n  An ge l eg en h e i t e n  
der  M o n a r c h i e  war natürlich gar nicht die Rede.

Dieser unerträglichen Situation soll durch die Bundes
beschlüsse nun endlich ein Ende gemacht werden, und das ist 
es, wogegen mam sich in Kopenhagen so ungemein sträubt. 
M an scheint indessen das Mißliche des dänischen Standpunkts 
einigermaßen zu fühlen. Daß die Bundesländer in den ge
meinsamen Angelegenheiten, die ja doch auch völlig die ihrigen 
sind, von jedem Einflüsse ausgeschlossen werden sollen: —  
dies fühlt man, dürfte jedem Staatsmanne in Europa wohl etwas 
gar zu unbegründet Vorkommen. M an spricht deshalb nicht 
von einem eventuellen Einflüsse von H  o l st e i n und L a u e n -  
b u r g  auf den nicht-deutschen Theil der Monarchie, nein, 
man redet statt dessen von einer „ fortwährenden Abhängigkeit 
von D e u t s c h l a n d  ".

W ill man vielleicht den Glauben verbreiten, daß cs da
rauf abgesehen sei, die gestimmte dänische Monarchie zu einer 
Unterwürfigkeit unter den deutschen Bund zu zwingen? Aber 
die Gesetzentwürfe, welche die gemeinsamen Angelegenheiten 
der dänischen Monarchie betreffen, die Budgetvorlagen u.s. w. 
sollen ja doch nicht in der deutschen Bundesversammlung zur 
Abstimmung gebracht werden. Das Votum der Stände 
würde für die nicht-deutschen Theile der Monarchie sich nur 
im Falle der Ablehnung einer von den ändern Theilen gut# 
geheißenen Regierungsvorlage fühlbar machen. Aber haben 
die Stände, wenn ihnen ein Gesetzentwurf oder eine Budget
vorlage gemacht w ird, vielleicht erst in Frankfurt anzufragen, 
ob sie die Vorlage annehmen dürfen oder nicht? oder hat viel
leicht die Bundesversammlung ein Recht von den Ständen zu 
verlangen, daß sie diese oder jene Regierungsvorlage ver-

2
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werfen so llen? H a t  sie auch n u r  irgend einen E in f luß  in 
diesem S i n n e  geltend zu machen?

Z n  Beziehungen zwischen dem deutschen B u n d  und 
den S t ä n d e n  kann e s ,  wie m a n  w e iß ,  überhaup t  n u r  dann  
kommen, w e n n  die R egierung  zu K lagen  über V erfassungs
verletzung A n la ß  giebt, oder ihrerseits K lage gegen die S t ä n d e  
erhebt. A lle rd ings  hat  die B undesv e rsam m lu n g  gewisse 
N orm en  hinsichtlich des S teuerverw eigerungsrechts ,  der P r e ß 
freiheit und  des Vereinsrechts  ausgestellt; aber diese M ate r ie n  
bilden nicht den Gegenstand der gemeinsamen Angelegen
heiten der dänischen M o n a r c h ie ;  in dieser Hinsicht h a t  d as  
Königreich sein besonderes „G rundgesetz ,"  dessen U na n ta s tba r 
keit hinreichend gesichert is t , und  überdies haben die bezeich
n t e n  Bestimmungen n u r  den Zweck im A u g e ,  der G e w a l t  der 
R egierung  eine größere A usd eh n u n g  und eine stärkere G r u n d 
lage zu geben. E s  ist also nicht die dänische R eg ie rung ,  
die sich in  dieser Beziehung zu beklagen h ä t te ,  wie sie denn 
auch thatsächlich in d em , w a s  sie den B u n d e s lä n d e rn  an  
Rechten und Freiheiten gew ährt  oder angeboten ha t ,  stets noch 
eine ziemliche S p a n n e  hinter der von  der B u n desversam m lung  
bezeichnten Linie zurückgeblieben ist.

W a s  die gemeinsamen Angelegenheiten der M onarch ie  
betrifft, so erstrecken sich die Beziehungen der dänischen R eg ie 
rung  zum B u n d e  a u f  die B ere itha ltung  des C on t ingen ts  
und  die Z a h lu n g  der M atr icu la rbe i t räge .  I n  welchem P u nk te  
würden  n u n  diese Beziehungen d adu rch , daß die holsteinischen 
S tä n d e  über die Gesetzvorlagen der R eg ierung  in derselben 
Weise wie der dänische R eichsra th  beschließende B efugn iß  
erhalten sollen , irgend wie geändert w erden?  W o  liegt die 
so lau t  behauptete G efah r ,  „d a ß  der übrige Theil  der M o n a r 
chie einer fortwährenden Abhängigkeit von Deutschland p re is 
gegeben w ü rd e ? "

Allerdings ist der König  von  D ä n e m a rk ,  a l s  Herzog
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von  Holstein und L a u e n b u rg , M itg lied  des deutschen B u n d e s  
und  a l s  solcher kann er sich der Verpflichtung nicht entziehen, 
in Krieg und Frieden die Interessen des Deutschen B u n d e s  a l s  
einer Gesam m the it  gewissenhaft zum Gegenstände seiner F ü r 
sorge zu machen; seine R eg ierung  w i r d ,  wenn sic in loyaler 
Weise ihren Pflichten genügen w i l l ,  den Bundesinteressen 
stets die gebührende Rücksicht w idmen müssen. D a ß  dem
gemäß in einer zum T heil  a u s  deutschen, zum T he i l  a u s  
nichtdeutschen Elementen zusammengesetzten M onarch ie  gegen
seitige Beziehungen zwischen dem deutschen B u n d e  und dem 
nichtdcutschen Theile der M onarchie  stattfinden m üssen , liegt 
in der N a tu r  der S ach e .  Uebrigens wird in der civilisirten 
W elt  kein S t a a t  sich ganz allen Beziehungen zu seinen N ach
barn  entschlagen können, und derartige Beziehungen führen mit 
Nothwendigkeit zu gewissen Rücksichten, welche die Freiheit 
des H a n d e ln s  einschränken. S i n d  die Beziehungen zwischen 
der dänischen M onarch ie  und  Deutschland in Folge des 
Bundcsverbältn isses engerer N a t u r ,  so w a r  d as  a lles ja  auch 
bereits bisher so. Deutschland hat  ältere R ech te .und  hat  
in  der politischen S p h ä r e  unzweifelhaft auch mehr Gewicht, 
a l s  der neugeschaffene konstitutionelle dänische Gesam m tstaa t.  
E s  ist a n  diesem, sich so einzurichten, daß seine Existenz nicht 
in Widerspruch trit t  mit diesen Rechten und der unw ider
stehlichen M ach t  der D in g e .

Aber freilich auch in dieser Beziehung haben die a u s 
schweifenden Ansprüche der dänischen R egierung die D in g e  
seltsam genug a u f  den K opf gestellt. D e n n  in der T h a t  ist es 
D eu tsch land ,  d as  sich gegenwärtig über eine U su rpa t ion  ab- 
seiten D ä n em ark s  zu beklagen h a t .  Faktisch em pfängt der 
B undes tag sg esa n d te  in F rankfurt  seine Ins truc tionen  nicht 
mehr vom Herzoge von H olste in ,  sondern von dem dänischen 
M iniste r  des A u s w ä r t ig e n ,  der von einem d ä n i s c h e n  P a r 
lamente ab h ä n g ig ,  d as  d ä n i s c h e  Interesse in F rankfurt  vcr-
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tr it t. Von B u n d e s p f l i c h t e n  w ill Dänemark natürlich 
für sich nichts wissen, aber der B u n d e s r e c h t e  hat es 
sich, so weit cs ging, bemächtigt, während Holstein selbst in 
dieser Beziehung gänzlich ohne E influß dasteht und nicht die 
mindeste Bürgschaft besitzt, daß seine Interessen für den Bnndes- 
tagSgesandten die maßgebenden seien. —  Dänemark kann 
nicht ohne Holstein bestehen: —  sagen dänische Publicisten. 
Und dennoch verweigert man Holstein Gegenseitigkeit in Rech
ten und Pflichten, volle Selbständigkeit in seinen besondernund 
Gleichberechtigung in den gemeinsamen Angelegenheiten.

„ W ir  tvollen mit den Dänen in einem Hause wohnen, 
aber nicht ihnen d i e n e n !  — " sprach einer der hervorragend
sten Abgeordneten im Ständesaale von Itzehoe. Dieses P ro 
gramm isfverständlich genug.

III.

W ir  kommen zur s chl e s w i g s chen F r a g e.
Um Schleswigs willen ist der deutsch-dänische Krieg von 

1848 geführt worden, und selbst nach dem Friedensschlüsse von 
1850 , der bekanntlich die Regulirung der Differenzen auf den 
Weg der Verhandlungen verwies, blieb die schleswigsche Frage 
die „ h a u p t s ä c h l i c h s t e . "  D ie dänische Depesche vom 
4. Februar 1851 an die Höfe von Wien und B erlin  spricht 
dies ganz unumwunden aus, und bezeichnet Schleswig eben
so treffend wie kurz und bündig als „den b e s t r i t t e n e n  
P u n k t . "  V or 1848 waren Schleswig und Holstein 
administrativ und judiciell verbunden, sie hatten gemein
same höchste Verwaltungsbehörden und einen gemeinsamen 
höchsten Gerichtshof. D ie E rklärung, die der König von 
Dänemark unterm 7. September 1846 über das Verhältniß 
der beiden Herzogthümer zu einander gab, lautete dahin,
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„ d a ß  beide H erz o g th ü m er  b is  a u f  H o ls te in s  E igenschaft  a l s
B u n d e s s t a a t  u nd  die abgesonderte S t ä n d e v e r s a m m lu n g ,  alle
öffentlichen Rechtsverhältn isse  m it  e in and er  gem ein  h a b e n . "

1 8 4 8  erachteten die H e rz o g th ü m e r  diese Gem einsam keit  
u n d  ihre altberechtigte B e r b in d u n g  durch die d a m a l s  v on  der 
R e g ie r u n g  beabsichtigte E i n f ü h r u n g  einer gemeinschaftlichen 
V erfa ssun g  zwischen dem Königreiche u n d  dem H erz o g th u m e  
S c h le s w i g  für  bedroht, u n d  obw o hl  der K ö n ig  sow ohl in  seiner 
A n t w o r t  a n  die schleswig-holsteinische D e p u ta t i o n  w ie  in seiner 
P r o c l a m a t i o n  a n  die S c h le s w ig e r  ausdrücklich versicherte, daß  
die p r o v i n z i e l l e  S  e l b st ä  n  d i g k e i t S c h l e s w i g s  „ nicht 
angetas te t ,  sondern v ie lm ehr durch a u sg e d e h n te  provinzielle I n 
s t i tu t ion en ,  nam entl ich  durch einen eigenen L a n d ta g  u n d  beson
dere V e r w a l tu n g  kräftig geschützt werden  w ü r d e , "  griffen die 
H e rz o g th ü m e r  dennoch, da sie diese E rk lä ru n g  nicht fü r  übere in 
stimmend m it  ihren  a l ten  Rechten e rac h te ten , zu den W a f fe n .  
V o r a b  eine B em erku ng  zur A b w eh r  gegen u n w ü rd ig e  dänische 
A e u ß e ru n g e n .  W e n n  ein g anzes  Land zu den W a f fe n  greift,  
w e n n  alle S t ä n d e , die e ingebornen  P r i n z e n ,  der A del ,  B ü r 
ger u n d  B a u e r n ,  w e n n  alle B e ru fsk la s se n ,  von  den M i t 
gliedern  der höchsten G e r ic h ts h ö fe ,  der Geistlichkeit u .  s. w .  
b is  h in u n t e r  zum T a g e lö h n e r ,  fast ohne A u s n a h m e  v o n  der 
U eberzeugung  durchdrungen  s ind, daß  d a s  Land  sich im Z u 
stande der N o th w e h r  besinde u nd  d a s  Aeußerste versuchen müsse, 
u m  seine a l te n  Gerechtsame zu retten ,  so ist d a s  wahrl ich  nicht 
„ A u f r u h r "  zu n e n n e n .  E in e m  g anzen  Volke macht m a n  
keinen C r im in a lp ro c e ß .  W a s  ü b r ig e n s  den K a m p f  der H e r 
zo g th ü m e r  betrifft, so h a t  der deutsche B u n d  denselben fü r  be
rechtigt a n e r k a n n t ;  seine S o l d a t e n  h aben  zur S e i t e  der schles
wig-holsteinischen gekäm pft.  Und  in m i t te n  dieses K a m p f s  h a t  
b a s  L an d  m i t  einer an e rke nn ensw er the n  M ä ß i g u n g  dem A n 
stürm en der Leidenschaften W id e rs ta n d  geleistet. E s  blieb der 
F a h n e  treu ,  u n te r  der es sich erhoben h a t t e ; cs kämpfte gegen
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die Truppen des Königs von Dänemark, aber es kämpfte für 
den König-Herzog von Schleswig-Holstein. Selbst den 
revolutionären Leidenschaften von 1848 wurde es nicht ge
stattet diese Krone anzutaften. Auch ist keinem Dänen, der 
nicht unter den Waffen gestanden, Gewalt angethan worden, 
keinem ein Leid widerfahren; kein einziger Erceß, m it denen 
sonst so oft aufgeregte Massen auch die edelste Sache zu be
flecken Pflegen, ist in der Geschichte dieses dreijährigen Kampfs 
verzeichnet. M an mag daher über die Rechtsfrage denken, 
wie man w ill,  die Beschaffenheit des Kampfes war unter 
allen Umständen eine solche, daß man ihn auch als Gegner 
nicht verunglimpfen darf. Es bleibt uns noch e in  Punkt, 
der am Ende in politischen Kämpfen am meisten wiegt, zu 
berühren. Die Armee der Herzogtümer ist n ic h t zu Boden 
geworfen worden. Sie hat sich Niemand auf „Gnade und 
Ungnade" ergeben. Es haben also die Dänen, )clb|t nach 
Kriegs brauch nicht das Recht den Herzogtümern zuzurufen : 
Vae v ic tis ! Die deutschen Bundesmächte, die auf Anrufen 
des Königs von Dänemark nach dem Friedensschlüsse die 
Pacifieation der Bundesländer übernahmen und die Zurück
berufung der schleswig-holsteinischen Armee aus Schleswig 
bewirkten, gaben dein Lande die ausdrückliche Zusicherung, 
„die Rechte des Herzogthums Holstein, und das a l t h e r 
kömml i ch  ber echt i g t e  V e r h ä l t n i ß  zwi schen H o l 
stein und  S c h l e s w i g  w a h r e n  zu w o l l e n ,  insbe
sondere, daß vom deutschen Bunde der status ante helium 
wiederhergestellt werden würde — "

W ir haben demnach weder Sieger noch Besiegte, w ir 
haben auch keinen durch den Krieg geschaffenen neuen Recbts- 
zustand vor uns. Wenn gleichwohl einer der jetzigen 
M inister, der durch eine frühere provocirende Acußerung 
so übel, berufene Herr O rla  Lehmann den Abgeordneten der 
Herzogtümer in der ersten Session des Reichsraths auf ihre
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Beschwerden höhnisch juries: „ I h r  seid die Besiegten, ihr 
seid die Berurthcilten vor E uropa!" —  so war dies nicht 
bloß eine jener gehässigen Apostrophen, wie sie kaum in einer 
ändern parlamentarischen Versammlung Vorkommen dürsten, 
sondern gleichzeitig eine U n w a h r h e i t .  Europa hat seit 
12 Jahren nicht aufgehört der dänischen Regierung ein v e r 
söhn  l i ch e s E n t g e g e n k o m m e n gegen die Herzogthümer 
zu empfehlen, und bemerkenswert!) genug, der Kaiser Nico
laus stand in dieser Beziehung nicht hinter der Regierung 
I .  M .  der Königin von Großbritannien zurück. —

W ir treffen nach dem Kriege die Dinge in Bezug auf die 
Rechtsfrage wieder auf dem Punkte, wo sie vorher gestanden; 
man ist beiderseits übereingekommen, sich auf dem Wege der 
Transaction zu verständigen. Nur ist inzwischen der König von 
Dänemark den beiden deutschen Großmächten durch die Pacifi
cation politisch verpflichtet worden, und diese hatten ihrerseits 
durch die Occupation von Holstein und Lauenburg, so wie 
durch das Gewicht, das sie durch ihre Zustimmung zu der von 
Dänemark erstrebten Erbfolgeordnung hinsichtlich der In tegrität 
der Monarchie in die Wagschaale zu legen hatten, ein Unter
pfand, eine Bürgschaft dafür, daß das Resultat der einge- 
leiteten Transaction nicht gegen die Ehrenverpflichtungen 
verstoßen dürfe, die sie ihrerseits dem Lande wie dem deutschen 
Bunde gegenüber, als dessen Mandatare sie auftraten, über
nommen hatten.

Die schleswigsche Frage hatte 1850 wie jetzt zwei 
Seiten: eine ä u ß e r e und eine i n n e r e. Die äußere betraf 
das künftige staatsrechtliche Vcrhältniß deö Herzogthums zu 
Holstein einer- und zu Dänemark anderseits; die innere die 
Stellung der deutschen und der dänischen Nationalität. Nach 
beiden Richtungen hin hatte der König von Dänemark in 
seinem Manifeste vom 14. J u li 1850 bestimmte Ver
sprechungen gemacht. „ Im  Herzogthum Schleswig," heißt
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cs in derselben, „ wird die deutsche N a t io n a l i tä t  gleich der dä
nischen die gewünschten Bürgschaften em pfangen ,  und die 
etwaige S o r g e , daß eine In c o rp o ra t io n  dieses H e rzog thum s 
in D änem ark  beabsichtigt sein könne, findet jedenfalls in  
Unserer hiermit erneuerten Z u s a g e ,  daß eine solche nicht statt
finden soll, ihre d e f i n i t i v e  B ese i t ig u n g ."

Diese Zusagen  wurden schon bei E rö ffnung  der V e r 
hand lungen  von 185 1  zu i n t e r n a t i o n a l e n .

D a ß  dies geschehen, bezeugt ausdrücklich eine Depesche 
des C ab in e ts  von S t .  P e t e r s b u r g ,  d a s ,  wie m a n  weiß, 
D än em ark  d am a ls  sehr zur S e i te  gestanden h a t :  „Mr. le 
Ministre des affaires étrangéres,“ schreibt der G r a f  Nessel
rode unterm 1 9 .  April  1851  a n  den B a r o n  U n g e rn -S te rn -  
berg nach Kopenhagen, „Vous a surtout donné l’assurance 
formelle, que le Gouvernement du Roi n’entend point se 
départir de la voie, qu’il s’est tracée dans le manifeste 
du 14. Juillet. L ’Empereur aime ä prendre acte de
cette assurance. Depuis le rnois de Janvier, la mission 
de Mr. le Comte de Sponneck ä Vienne et ä B erlin, et 
les ouvertures qu’il y a faites, o n t, s’il était possible, 
ajouté ä la force des engagements contractés par le 
manifeste, et les deux Cours amies en ont pris acte a 
leur tour. “

I n  dem M e m o ire ,  d as  der G r a f  Sponneck unterm  
4 .  und 6 .  Februar 1 851  den Höfen  von B er l in  und W ien  
übergab ,  w a r  ferner die besondere Versicherung en tha l ten :  
„Dans Ja politique, qui doit servir de base ä la future 
organisation de la Monarchie, le Gouvt. de S. M. Danoise 
s’est efforcé d’éloigner consciencieusevient toute considera
tion ay ant une tendance uniquemenl nationale.(i

M i t  Bezug h ierauf heißt es in der österreichischen 
Depesche vom 1 3 .  April  1 851  : „ D ie  Denkschrift , welche 
G r a f  Sponneck am 8 .  F eb ru a r  d. I .  dem Kaiserl.  Hofe
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übergeben ha t, erklärt die Erhaltung der Einheit der M o 
narchie durch Einführung einer gemeinsamen Erbfolge für den 
Ausgangspunkt der dänischen Regierung; sie fügt hinzu, 
daß die Politik, welche der beabsichtigten Organisation der M o 
narchie zu Grunde liege, auf die B  e se i t i g u n g j e d e r a u s 
schl i eß l i ch n a t i o n a l e n  R i c h t u n g  gewissenhaft bedacht 
sei. $B i r haben  i n der A n t w o r t  - N o te vom 8. F e 
b r u a r  diese V e r s i c h e r u n g  w ö r t l i c h  g e n o mme n . "

Aber schon in der ersten Hälfte von 1851 beklagten sich 
die deutschen Mächte, weil die dänische Regierung diese Zu
sagen nicht aufrichtig erfüllen zu wollen schien. Sie fanden, 
daß die Einführung der von Tillisch unter der Herrschaft des 
Belagerungszustandes dccretirtcn S p r a c h b e  st innu  u n g e n  
mit der Zusage wegen der künftigen Behandlung der beiden 
Rationalitäten nicht übereinstimme, und daß „die auf Schles
wig bezüglichen Maßregeln der Königl. Regierung augen
scheinlich die faktische Einführung eines Systems bezwecken, 
das auf L o s t r e n n u n g  der Herzogtümer von einander 
u nd  engere V e r b i n d u n g  S c h l e s w i g s  m i t  dem 
ü b r i g e n  D ä n e m a r k  h i n  z i e l t . "  (S . Depesche des 
königl. Preußischen Hofes vom 18. April 1851.)

Ebensowenig wollten sich die deutschen Mächte darauf 
einlassen, sich mit dem von der dänischen Regierung einer Ver
sammlung von Rotabcln im Jun i 1851 vorgelegten Entwürfe 
zu einer Organisation der dänischen Monarchie einverstanden 
zu erklären.

Dieser Plan gewährte allerdings den Ständen von 
Holstein und der Ritter- und Landschaft von Lauenburg hin
sichtlich der Gesetzgebung in den gemeinsamen Angelegenheiten 
dieselben Rechte, welche der deutsche Bund heute für sie ver
langt, und welche Lord Russell seinerseits ebenfalls zur 
Grundlage seines Vermittelungsvorschlags gemacht hat. 
Ohne die Zustimmung von dre i  L a n d t a g e n  (des däni-
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schen R e i c h s t a g s , der S t ä n d e  von  H o ls te in  u n d  der R i t t e r 
u n d  Landschaft v o n  L a u e n b u rg )  sollte näm lich  keine V e r 
ä n d e r u n g  in den gem einsam en Gesetzen v orge no m m e n  werden  
d ü r fe n .

W a s  dagegen  S c h l e s w i g  b e t r i f f t ,  so sollte dasselbe 
z w a r  nach dem bezeichnetcn O r g a n i s a t i o n s e n tw u r f e  B e tre f fs  der 
C i v i l -  u n d  C r im in a lgese tzge bu ng , J u s t i z ,  P o l i z e i ,  C u l t u s ,  
U n te r r ic h t ,  C o m m u n a la n g e le g e n h e i te n ,  I n d u s t r i e ,  des B u d 
g e t s  der besondern E in n a h m e n  u n d  A u s g a b e n  u n d  der S t e u e r 
au ssch re ib u n g  fü r  die gem einsam en A n g e le g e n h e i te n , d. H. in 
a llen  A n g e leg en h e i ten ,  d ie ,  w ie in dem Sponneck 'schen 

M e m o i r e  gesagt w i rd ,  „forment l’objet essentiel des debats 
parlam entaires“ , seinen eigenen beschließenden L an d tag  h ab en ,  
d agegen  sollte in  den gem einsam en Angelegenheiten  dieser 
L a n d ta g  m it dein dänischen R e ich s tag e  zu e i n e r  g e m e i n 
s a m e n  p a r l a m e n t a r i s c h e n  V  e r s a m in l u n g  zu 
sam m entre ten .  D a s  w a r  der G r u n d , w e s h a lb  die holsteini
schen N o ta b e ln  e i n  st i m m i g den P l a n  v e rw arfen .  Dieselben 
bestanden ihrerseits  außerdem  a u f  A u frech th a l tu n g  der v o r 
märzlichen Gem einsam keit  in V e r w a l tu n g  u n d  Rechtspflege, 
sowie d a r a u f ,  daß  n u r  E in g e b o rn e  der gedachten beiden 
L an d es th e i le  in der V e r w a l tu n g  u n d  Rechtspflege derselben 
sollten angcstellt werden  dürfen .

A m  2 8 .  O c to b e r  1 8 5 1  legte die K o p e n h a g e n s  R e 
g ie run g  dem dänischen R e ich s tag e  die b isherige  diplomatische 
C o rre spondenz v o r .  I n  der beigegebenen „ M  i t t h e i l u n g  
a n  d e n  R e i c h s t a g "  heißt es  m it  B e z u g  a u f  S c h l e s w i g :

„ E s  ist noch nicht zur  K la rh e i t  gebracht, welche O r d n u n g  
der S t e l l u n g  dieses L a n d e s th e i l s  in der M o n a rc h ie  den A n 
schauungen  der M äc h te  über d a s  Rich tige und  Gerechte 
g en ü g en  d ürs te ,  und durch welche G a r a n t i e n  die R e 
g ie ru n g  S r .  M a je s t ä t  e rw arten  k ön n te ,  den F o rd e ru n g e n ,  in 
dieser B ez ie hu ng  so w eit  a l s  möglich zu dem status quo
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ante bellum zurückzukehren, a l l e  a u s s c h l i e ß l i c h  n a t i o 
n a l  e n  T c n d e n z e n  z u  v e r m e i d e n ,  so w i e  S i c h e r 
h e i t  z u  g e b e n  g e g e n  e i n e  I n c o r p o r a t i o n  S c h l e s 
w i g s  t »  2) å n e in a r k  u n d  f ü r  e i n p a r a l l e l e s  V  e r-  
f u h r e n  i n  d e r  V  e r w a l t u  n g u n d  G e s e t z g e b u  n  g 
b e i d e r  H e r z o g t h ü m  e r ( S c h  l e s  w i g u n d  H  o l st e i n ) , 
G enüge  zu leisten." —

Gegenwärtig  leugnet die dänische R e g ie ru n g , daß die 
V erhandlungen  von 1 8 5 1 ,  w a s  Schlesw ig  betriff t , sich aus 
e tw as  Anderes und ein M ehreres  a l s  die bloße I n c o r p o 
r a t  i o n s f r a g e  erstreckt haben. W ir  brauchen nicht erst 
alle diejenigen S te l len  a u s  den Depeschen der Höfe von W ien  
und B erl in  vom 1 3 .  und 1 8 .  A p r i l , vom 1 8 .  M a i  und 
17 .  J u l i , vom 3 0 .  J u l i  und 4 .  August so wie vom 9 .  und 
1 4 .  September 18 51  zu ercerpiren, durch welche die B e 
hauptungen des dänischen C ab ine ts  geradezu Lügen gestraft 
w erden ;  das  offene Eingeständniß des Cabinets  von 1 8 5 1 ,  
dessen Leiter, Clausen und M a d w i g ,  selbst der nationalen  
P a r te i ,  an geh ö r ten , überhebt u n s  in dieser Beziehung jeder 
weiteren M ü h e .  I n  der T h a t ,  w a s  wäre es auch nöthig 
gewesen, noch erst so lange und so viel zu un terhandeln , um 
sich das  bloße Zugeftändniß der Nichtincorporation S ch le sw igs  
zu bedingen , nachdem der König in seiner P roc lam a t ion  vom 
1 4 .  J u l i  1 8 5 0  ausdrücklich versichert h a t t e : „die etwaige 
S o rg e ,  daß eine In co rp o ra t ion  dieses H erzog thum s in D ä n e 
mark beabsichtigt sein könne, findet j e d e n f a l l s  in Unserer 
hiermit erneuerten Z u s a g e , daß eine solche nicht stattfinden 
soll, ihre d e f i n i t i v e  B e s tä t ig u n g !"  D ie  Jn c o rp o ra t io n s -  
srage w a r  im J a n u a r  1 8 5 1 ,  wo die dänische Regierung, wie 
w ir  a u s  dem M u n d e  des Grasen Nesselrode wissen, durch die 
M ission des G ra fen  Sponneck den in der P roc lam a t ion  vom 
1 4 .  J u l i  enthaltenen Zusagen e i n  v e r st ä r k t e s  G  e w i ch t 
gegeben h a t te ,  d e f i n i t i v  erledigt, und dieser P u n k t  würde



  28 ------

in den weiteren Verhandlungen überhaupt kaum noch berührt 
worden sein, wenn die Maßregeln der dänischen Regierung 
bei den deutschen Mächten nicht den Verdacht erweckt hätten, 
daß man zwar den offenen Weg zu einer Incorporation Schles
wigs vermeiden wolle, dagegen, —  wie dies jetzt ganz offen
bar der Fall ist —  auf Umwegen „die f a c t i  sch e Einführung 
eines Systems bezwecke, das auf Lostrennung der Herzog- 
lhümcr von einander und engere Verbindung Schleswigs mit 
dem übrigen Dänemark hinzielt." Deshalb spricht auch die 
dänische Regierung in der angeführten M ittheilung vom 
28. October 1851 von „ G a r a n t i e n ", von „ S i c h e r h e i t  
geben"  gegen eine Incorporation Schleswigs in Dänemark. 
Aber selbst mit dieser Erweiterung ist der Umfang der Ver
handlungen von 1851 hinsichtlich Schleswigs keineswegs als 
erschöpft anzusehen. Es handelte sich nach der eigenen E r
klärung der dänischen Regierung von 1851 noch um etwas 
mehr; nämlich um „die O r d n u n g  der  S t e l l u n g  dieses 
L a n d e s t  He i l s  i n der  M o n a r c h i e  und die Anschau
ungen der Mächte über das Richtige und Gerechte in dieser 
Beziehung; ferner um Garantien mit Hinsicht auf die Forde
rung, so weit als möglich zu dem status quo ante bellum  
zurückzukehren; um Vermeidung aller ausschließlich nationalen 
Tendenzen und endlich darum, daß in der Verwaltung und 
Gesetzgebung Schleswigs und Holsteins ein paralleles Ver
fahren gewährleistet werden sollte." I n  dieser Erklärung 
liegt der Schlüssel zu dem, was in den späteren December- 
Depeschen mit den Ausdrücken gemeint is t:

„ Daß die v e r f a s s u n g s m ä ß i g e  V e r b i n d u n g  
s ä m m t l i ch e r L a n d e s t h e i l e z tt e i ne r  g e s a m m t c n 
M o n a r c h i e  eine organische und gleichartige sein solle;

daß weder eine Incorporation des Herzogthums 
Schleswig in das Königreich stattfinden, noch irgend die
selbe bezweckende Schritte vorgenommen werden sollen;
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daß  dic E r h a l t u n g  selbständiger V erfassungs
und V erw altu n gsein rich tu n gen  in  den verschiedenen 
L an dcs th e i len  eine unerläßliche B ed in gu n g  tew B e 
festigung der inn ern  R u h e  der M o n a rc h ie  s e i ;

daß  die gleiche B erechtigung aller L andestheile  
der M onarchie aufrichtig angenom men und in ihren 
F o lg e n  anerkannt werden müsse, u n d  endlich

daß  gleich wie i n  d e r  F r a g e  d e r  k ü n f t i g e n  
O r g a n i s a t i o n  der M o n a r c h i e ,  so auch in  der einst
w eil igen  Leitung  der S ta a ts g e s c h ä f te  d i e  d e n v e r s c h i e 
d e  n  e n  L a n d c s t h e i l e n  g e b ü h r e n d e  S t e l l u n g  
a l s  Gl i eder  eines Ganzen,  in welchem kein 
T h e i l  d e m  ä n d e r n  u n t e r g e o r d n e t  t f t ,  durch ent
sprechende E inrichtungen  m it  g leichmäßiger S o r g f a l t  
g e w a h r t  w e r d e . "

U nd  al len  diesen B e d i n g u n g e n ,  die die dänische R e 
g ie ru n g  ausdrücklich an g e n o m m e n  h a t , sollten die V erfassung  
u n d  d a s  Wahlgesetz vom  2 .  O e to b e r  1 8 5 5 ,  welche förmlich 
d a r a u f  berechnet sind, jede „gleichgeordnetc S t e l l u n g "  der ver
schiedenen Bcs tand thei lc  der M o n a rc h ie  unm öglich  zu machen, 
entsprechen? W eite r  h ä t ten  die deutschen M ä c h t e ,  a l s  sie über 
ein J a h r  la n g  m it  der dänischen R e g ie ru n g  über die künftige 
O r g a n i s a t i o n  verhande lten ,  n ichts  im A u ge  gehab t  a l s  „ e i n e  
R e p r ä s e n t a t i o n  n a c h  V o l ks z a h l ? "  A b er  w ie w ä re  
es denn  möglich, den H e r z o g t ü m e r n  ein schlimmeres V it- 
h ä l tn iß  a l s  „ nach der V o l k s z a h l , "  nach der sie zu einer be
ständigen  M i n o r i t ä t  v e ru r the i l t  w ä r e n ,  a u fz u b ü rd e n ?

D o ch  bedarf  e s ,  u m  die Ungü ltigkei t  der V e r o r d n u n g  
v om  2 .  O c to b e r  1 8 5 5  für  S c h le s w ig  zu co n s ta t i ren ,  hier 
keiner n äh e re n  E rö r te ru n g  dieses P u n k t e s .  Auch fü r  S c h l e s 
w i g  w a r  w ie für  H o ls te in  ausdrücklich zugesagt w o r d e n ,  daß  
die künftige ver fassu ng sm äßige  V e rb in d u n g  der sämmtlichen 
L andes the i le  zu einer gesummten M o n a rc h ie  „ a u f  gesetz- u n d
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verfassungsmäßigem Wege" geschehen müsse. Auch für 
S ch lesw ig  besagt d as  Gesetz vom 2 8 .  M a i  1 8 3 1  betreffend 
die A nord n u n g  von P rovinzia ls tänden  unter § .  2 :  daß die 
P rovinzials tände „ d a s  g e s e t z m ä ß i g e  O r g a n  in jedem 
Herzogthume seien; "

ferner unter §.  4 :  „ M i t  Rücksicht a u f  die in §. 2  ent
haltenen B estim m ungen werden W i r  die E n tw ü rfe  solcher 
allgemeinen Gesetze, welche V eränderungen  in Personen  - und 
Eigenthum srechten und  in den S te u e rn  und öffentlichen Lasten 
zum Gegenstände h a b e n ,  den ständischen V ersam m lungen  
Unserer H e r z o g tü m e r  zur B e ra th u n g  vorlegen lassen, "  und  
endlich am  Schluffe des ganzen Gesetzes (§ .  8  in f ine):

„ Auch werden W ir ,  w enn W i r  künftig in diesen besonderen 
Gesetzen A bänderungen  a l s  w ohlthätig  und  nützlich erachten 
w ü rd e n ,  d i e s e  nur nach vorgängiger Berathung mit 
den Ständen jedes Herzogthums treffen."

Und trotz dieser Gesetzparagraphen und  der den deutschen 
M äch ten  noch ausdrücklich gegebenen Zusicherung ,  daß die 
verfassungsmäßige V erb indung  sämmtlicher Landestheile zu 
einer gesummten M onarch ie  herbeigeführt werden solle „durch 
Berathung m i t  d e n  P r o v i n z i a l  s t ä n d e n  d e r  H e r z o g -  
t h ü m e r , "  hätte die P r o m u lg a t io n  der Verfassung vom 
2 .  October 1 8 5 5  geschehen d ü r fe n , ohne daß die schleswig- 
schen S tä n d e  irgend über dieselbe gehört worden sind?

N e in ,  in dieser Beziehung wird schwerlich irgend ein 
S t a a t s m a n n  in E u ro p a  der dänischen R eg ierung  beipflichten 
wollen. V ielmehr w ird  m a n ,  namentlich vom konstitutionellen 
S ta n d p u n k te , a u f  den die dänische R egierung  ja ihrer V e r 
sicherung zufolge so großen W erth  leg t ,  dem G ra fen  Russell 
vollkommen d a n n  beistimmen müssen, daß die Verfassung vom 
2 .  October wie in Holstein und Lauenburg ,  so auch in S c h le s 
wig keine Gültigkeit h a t ,  „ d a  d i e  H e r z o g t h ü m e r  s i e  
n i c h t  a  n g e n  o m m e n h a b e n . "  E s  ergiebt sich d i e s , ab-



gesehen von allen den Einwänden, die vorstehend dargelegt 
worden sind, schon aus den allgemeinen Grundsätzen über das 
Wesen des konstitutionellen Lebens, wonach Verfassungen, 
welche dazu bestimmt sind den Völkern das Recht zu verleihen, 
ihren Willen durch ihre Vertreter zur Geltung zu bringen, 
denselben nicht wider ihren Willen aufgedrungen werden 
können.

War indessen die Verfassung vom 2. October 1855 
schon von Hause aus für Schleswig ohne Kraft, so kann 
jetzt, nachdem mittelst Patents vom 6. November 1858 die 
Aufhebung dieser Verfassung für Holstein und Lauenburg 
decretirt worden ist und in Folge dessen alle Bestimmungen 
dieser Verfassung förmlich sinnlos und obsolet geworden sind, 
von einer Forterhaltung derselben für Schleswig noch viel 
weniger die Rede sein. W ir brauchen uns hierfür nicht 
einmal auf die wiederholten feierlichen Proteste der schleswig- 
schen Ständeabgeordneten zu berufen; es wird genügen, wenn 
wir darauf Hinweisen, daß an der Spitze derjenigen Punkte, 
über welche sich schließlich die deutschen Mächte mit der däni
schen Regierung vereinbart haben, die Bedingung steht, daß 
die verfassungsmäßige Verbindung sämmtlicher Landestheile 
zu einer gestimmten Monarchie eine „organische und gleich
artige" sein müsse. Damit ist selbstverständlich unter allen 
Umständen jede „engere Verbindung Schleswigs mit dem 
Königreiche", welche deutscherseits schon im April 1851 aus
drücklich verworfen wurde, nothwendigerweise ausgeschlossen. 
Oder gehört cs vielleicht nach den Ansichten der dänischen Re
gierung zu den Grundsätzen des Staatsrechts, daß man durch. 
Unrecht Rechte erwerben kann? Die Verfassung vom 2ten 
October 1855 hat für Holstein und Lauenburg aufgehoben 
werden müssen, weil sie rechtswidrig erlassen war. Meint nun 
die dänische Regierung ernsthaft die Behauptung geltend 
machen zu können, daß sie durch das Unrecht, das sic sich 1855
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in Betreff Holsteins und Lauenburgs zu Schulden kommen 
ließ, sich das Recht erworben habe, nunmehr in Betreff Schles
wigs sich über die Vereinbarungen von 1851 hinwegzusetzen? 
Es handelt sich hierbei um eine sehr ernsthafte, schwerwiegende 
Frage.

Keine Thatsache kann nämlich bündiger bewiesen wer
den , als daß Schleswig jetzt, nachdem Holstein und Lauen
burg nicht länger im Reichsrathe repräsentirt sind, völlig 
wehrlos den Beschlüssen einer dänischen Majorität preis- 
gegeben ist. Der jetzige Zustand ist, um es kurz zu sagen, 
der einer politischen „ A n n e x i o n "  Schleswigs an das 
Königreich und kommt in seinen Wirkungen der Incorporation 
ziemlich gleich.

In  der That der Zweck der Incorporation und das, 
worauf es dabei den Dänen überhaupt ankommt, besteht 
darin, Schleswig von Holstein zu trennen und es mit dem 
Königreiche in eine engere Verbindung zu bringen. So lange 
die Erbfolgcfragc im Vordergründe stand, begünstigte man die 
Jncorporationsidee in den gouvernementalen Kreisen eigentlich 
nur deshalb, um nicht bei einem eventuellen Aussterben des 
Mannsstammes der jetzt regierenden Linie mit Holstein auch 
zugleich Schleswig sich von Dänemark abtrennen zu lassen. 
Seitdem indessen Dänemark durch die Gunst der europäischen 
Mächte in der Erbfolgeordnung nicht bloß in Bezug auf 
Schleswig eine Befriedigung seiner Ansprüche, sondern selbst 
die ungeschmälerte Aufrechthaltung des jetzigen Territorial
bestandes der dänischen Monarchie erlangt hat, haben die Be
strebungen der „ E i d e r p a r t e i "  sich mit fanatischer Gewalt 
auf ein anderes Ziel geworfen. Es ist ihr an dem Besi tze 
Schleswigs nicht mehr genug; cs ist ihr jetzt um ein Anderes 
zu thun, darum nämlich, Schleswig mit aller Macht zu 
d a n i s i r e n.

Von dieser Gesinnung erfüllt bekämpfte die „ eider-
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dänische" Partei bereits 1851 auf's Hartnäckigste das 
System des „Gesammtstaats". A ls sie die Incorporation 
nicht erreichen konnte, trachtete sie, wie dies in dein den 
Notabeln vorgelcgten Organisationsentwurfe ausgesprochen 
w ar, nach einer „ engem Verbindung Schleswigs mit dem 
Königreiche," und als sie auch in diesem Stücke an der 
„europäischen Nothwendigkeit" scheiterte, verfiel sie darauf, 
durch eine geschickte Taktik den „Gesammtstaat" selbst zum 
M itte l für ihre Zwecke zu machen. „D er Weg nach Flens
burg geht jetzt nicht über Kolding, sondern über A lto na !" 
war die Parole, die Herr Orla Lehmann ausgab. Unter 
dem Vorwande, daß es die Erhaltung konstitutioneller P rin 
cipielt gelte, wurde das Oersted'sche Cabinet gestürzt, und den 
Herzogthümern eine Gesammtstaats-Verfassung im Sinne 
der „Eiderpartei" octroyirt. Der „Gesammtstaat" war 1852 
als Gegensatz zur Incorporation Schleswigs zur Grundlage 
der Vereinbarung gemacht worden. D e r  Gcsammtstaat aber, 
den das aus dem Schooße der „ Eiderpartei" hervorgegangenc 
Ministerium Herstellen wollte, war selbst eine Art Incorpo
ration Schleswigs und überdies Holsteins und Lauenburgs 
dazu. Deshalb durfte auch Herr Orla Lehmann, als er dem 
Reichstage die Annahme der von der Regierung proponirten 
Verfassung dringend empfahl, mit Emphase verkünden, „daß 
auf dem Giebel dieses Hauses die E i d e r  sahne wehe!" 
I n  Wahrheit war es nämlich bei der „Gesammtstaats-Ver- 
fassung" von 1855 auf nichts Geringeres abgesehen, als auf 
eine politische Centralisation aller unter dem Scepter des 
Königs von Dänemark vereinigten Lande unter einer unge- 
thciltcn omnipotenten Parlaments-Herrschaft, welche von 
einer dänischen M ajoritä t geübt werden sollte. Aber freilich 
mußte es, so lange Holstein und Lauenburg, wenn auch 
nur nach der Volkszahl im Reichsrathe repräsentirt waren, 
immer noch fraglich erscheinen, ob man stets mit einer so

3
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starken Minorität werde fertig werden können. Daruin ge
hörte beständig „ di e A u S s on d e r u n g H o lstei ns " zu beit 
Lieblingsplänen der „Eiderpartei." Und ohne Zweifel, sie 
würde die Danisirung Schleswigs unendlich erleichtern. Je 
enger Schleswig mit Dänemark verbunden, je mehr es von 
Holstein getrennt wird, desto eher muß dort die deutsche 
Nationalität unter dem Drucke der dänischen Administration 
an der Möglichkeit sich behaupten zu können, verzweifeln.

Seitdem die Männer der Eiderpartei zur Regierung ge
kommen sind, ist deshalb die Tendenz, der deutschen Natio
nalität in Schleswig den Rückhalt zu nehmen, den sie in der 
noch übrig gebliebenen Verbindung mit Holstein finden konnte, 
immer offener hervorgetreten. Alles, was — und sei es auch 
in noch so harmloser Weise —  zur Verknüpfung der Herzog- 
thümer dient, ist verfolgt worden; tin Widerspruche mit der 
ausdrücklichen Zusage von 1851, daß der König keineswegs 
dem Fortbestehen solcher Bande hinderlich entgegen treten 
wolle, sind alle gemeinsamen Associationen von der „schleswig
holsteinischen Bibelgesellschaft" bis zum „Gartenbau- und 
Kunstvcrein für die Herzogthümer Schleswig, Holstein und 
Lauenburg" verboten worden. Was könnte also der „Eider- 
partei" wohl erwünschter sein, als für Schleswig die Kom
petenz des „ Reichsraths" aufrecht zu erhalten, nachdem Hol
stein und Lauenburg aus demselben ausgeschieden sind? TaS 
wäre für diese Partei ein noch größerer Erfolg als die 1848 
erstrebte Incorporation! Denn damit wäre die Trennung 
Schleswigs von Holstein und die engere Verbindung zwischen 
dem Königreiche und Schleswig unter noch viel günstigeren 
Bedingungen für die dänische Nationalität herbeigesührt. Tie 
deutsche Nationalität in Schleswig bliebe alsdann nämlich 
auch derjenigen Rechte beraubt, welche die Dänen ihr bei 
einer vollständigen Incorporation in das Königreich mit der 
dortigen verfassungsmäßigen Freiheit zugleich hätten ein-
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räumen müssen. Schließlich bliebe dann den Deutschen selbst, 
um sich nur vor dem Schlimmsten zu schützen, nichts weiter 
übrig als statt der Annexion lieber die vollständige Incor
poration zu wünschen. Und darauf ist dänischerseits auch 
bereits thatsächlich hingewiesen worden.

Nichts ist daher begreiflicher, als das Pathos, mit dem 
Herr H a ll im Interesse der Eiderpartei für die Forterhaltung 
der Verordnung vom 2. October hinsichtlich Schleswigs in 
die Schranken tritt. Wenn aber Herr H all die Aufrecht- 
haltung dieser Verordnung als „eine Frage von Leben und 
Tod" für Dänemark erklärt, so giebt er damit implicite zu, 
daß sie eine Frage von Leben und Tod auch für S c h l e s w i g  
ist, nur im umgekehrten Sinne. Die Aufhebung dieser Ver
ordnung erklärt er für den Tod Dänemarks, als ob Däne
mark nicht neben einem relativ selbständigen Schleswig sehr 
wohl bestehen, und sich lebensfähig erhalten könnte. Die 
Aufrechthaltung der Verordnung vom 2. October dagegen ist 
wirklich dem Tode Schleswigs gleich zu erachten; denn dieses 
Herzogthum bestände alsdann nur noch dem Namen nach als 
selbständiges Herzogthum, wäre aber in Wirklichkeit dem 
Willen der dänischen M ajoritä t untergeordnet und dem König
reiche so gut wie incorporirt.

Es erübrigt uns nur noch das, was w ir d ie i nn e r e  
Seite der schleswigschcn Frage nannten, —  das Verhältnis 
der beiden Nationalitäten in diesem Herzogthum —  mit 
einigen Worten zu beleuchten. Daß die Zusage, „der deut
schen Nationalität völlig gleiche Berechtigung mit der däni
schen und kräftigen Schutz verleihen zu wollen," eine Ehren
verpflichtung des Königs nicht bloß den Unterthanen dieses 
Herzogthums, sondern auch den deutschen Mächten gegenüber 
bildet, ist in dem Obigen durch Anführungen aus den Ver
handlungen von - 1851 unwidersprechlich genug dargethan 
worden. Aber cs ist im Vorhergehenden auch bereits an-
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gedeutet w o rd en ,  w ie  gröblich diese „ E h re n v e rp f l i c h tu n g "  m iß 
achtet w o rden  ist. E S  gib t  a l le rd in g s  in der schleswigschen 
P e r fa s s u n g  keinen Artikel,  in welchem gesagt w äre ,  die dänische 
N a t i o n a l i t ä t  solle f r e i , die deutsche unterdrückt sein. N e in ,  
m a n  h a t  n u r  v e r fa ssu n g sm ä ß ig  der A d m in is t ra t iv g e w a l t  die 
unbegrenzteste M a c h t  e in g e rä u m t (§ .  9  der schleswigschen 
V erfa ssu n g )  u n d  diese A d m in is t ra t iv g ew a l t  nicht bloß in die 
H ä n d e  v o n  D ä n e n  g e leg t ,  sondern ihr  a u c h ,  n am en tl ich  seit
dem die „ E i d e r p a r t e i "  a n ' s  R u d e r  gekommen is t ,  einen f a n a 
t ischen, n a t io na l-d än isch en  Geist  e ingehaucht.  Lord Russell 
fü h r t  in  seiner Depesche vom  *20. N o vem ber  a n ,  der dänische 
G esand te  habe ihm gegenüber nicht in Abrede zu stellen ver
m o ch t ,  daß  in S c h le s w ig  keine P reß f re ih e i t  e r if t ire ,  u n d  daß 
nicht m ehr  a l s  3 M ä n n e r  eine P e t i t io n  unterzeichnen dürfen .  
Aber  die Beschränkungen  gehen in W a h r h e i t  viel weiter .  E s  
dürfen  nicht z w e i  P e rso n en  eine P e t i t io n  unterzeichnen, ja es 
w ird  schon a l s  s trafbar  angesehen, w e n n  mehrere P e t i t io n e n ,  
eine jede n u r  von  einem E inze lnen  unterzeichnet,  aber  gleichen 
I n h a l t s  sind. E s  geht noch weiter .  Heber die wichtigsten 
A n g e le g e n h e i te n , über die S t e l l u n g  des L an d e s  in  der M o 
narchie d a r f  m a n  weder a n  die S t ä n d e  eine P e t i t io n  einreichen, 
noch dürfen  S t ä n d e  über  solche P e t i t io n e n  v e rh an d e ln .  D i e 
ses „ V e rb re c h e n s "  wegen  h a t  m a n  1 8 6 0  massenhafte V e r 
fo lg un ge n  in  S c h le s w ig  erlebt. D a m i t  die L an desrep räsen -  
la t io n  nicht in der Lage s e i , sich der D u r c h f ü h r u n g  der d ä n i 
schen Absichten zu widersetzen, h a t  m a n  sie zu einer völ l igen  
Recht-  u n d  M achtlosigkeit  veru r the i l t .  Trotzdem den S t ä n d e n  
in der B e k a n n tm a c h u n g  v om  2 8 .  J a n u a r  1 8 5 2  hinsichtlich 
der b isher  zu dem W irkungskre ise  der berathenden P r o v i n z i a l 
stände gehörenden Angelegenheiten  —  u n d  dazu gehörten 
nam en tl ich  die S t e u e r n  u n d  öffentlichen Lasten —  ausdrücklich 
„beschließende B e fu g n iß "  zugesichert w o rden  ist ,  geht m a n  
dennoch so w e i t ,  dem Lande selbst neue außerordentliche



Steuern, deren Bewilligung von den Stünden positiv ver
worfen wurde, von Regierungs wegen eigenmächtig aufzu
bürden. Und als die Stände in der nächstfolgenden Session 
gegen den Minister dieserhalb Anklage erheben wollten, ließ 
die Regierung die Session schließen, ehe die Versammlung über 
diese Angelegenheit verhandeln konnte.

Herr Hall mag immerhin die Kühnheit bis dahin treiben, 
von einer „liberalen Administration" in Schleswig zu sprechen, 
es wird ihm damit doch schwerlich gelingen, für das dänische 
Gouvernement in Schleswig die Sympathien der liberalen 
und humanen englischen Regierung zu gewinnen. Von dem 
Augenblicke an , wo das Cabinet von S t. James einen E in
blick in das Verfahren der dänischen Regierung erlangte, hat 
dasselbe, wie aus der Depesche des Grafen Russell vom 20. No
vember erhellt, nicht ausgehört in Verbindung mit den ändern 
neutralen Mächten der dänischen Regierung die Beseitigung 
der gerechten Beschwerden Schleswigs dringend zu empfehlen. 
Vergeblich. Die dänische Regierung bittet wohl um die 
Sympathie und Unterstützung der europäischen Cabinette, 
deren Wohlwollen sie bereits in der Erbfolgefrage in so 
reichem Maße erfahren ha t; sie überhäuft auch die neutralen 
Großmächte seit Jahren mit ihren Klagen, Beschwerden und 
Angstrufen; aber Rath anzunehmen scheint nicht ihre Sache; 
ebenso wenig wie übernommene Verpflichtungen zu erfüllen. 
Versteht sie sich wirklich einmal zu irgend einer Gewährung, 
u) erweist sich dieselbe immer hinterher, wie Lord Russell sich 
ausdrückt, „ungenügend und illusorisch". M an kann sich im 
Auslande schwerlich eine klare Vorstellung machen von dem 
administrativen Druck und der polizeilichen W illkür, unter 
der die deutsche Bevölkerung des Herzoglhums Schleswig 
leidet. Die von dem Grafen Russell angeführten Worte der 
preußischen Note vom 22. August enthalten eine vollkommen 
richtige Schilderung des dänischen Verfahrens, nur wird man
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dieselbe nicht als erschöpfend ansehen dürfen. Das dänische 
System widerspricht den ersten Grundsätzen der Humanität 
nicht minder, als den zwischen Dänemark lind den deutschen 
Großmächten Namens des Bundes getroffenen Vereinba
rungen.

Aber freilich die dänische Regierung versteht es falsche 
Vo r de r s ä t z e  zu schaffen, um daraus falsche Schl üsse 
zu ziehen. Sie bestreitet den deutschen Mächten, resp. dem 
Bunde das Recht, sich mit irgend einem Punkte der innern 
Administration Schleswigs zu beschäftigen, weil derselben und 
namentlich der Sprachbestimmungen 1851 in der diploma
tischen Korrespondenz angeblich „mit keinem Worte E r -  
w ä h n u n g geschehen sei. " Hier haben w ir cs allerdings 
mit keiner S t r e i t f r a g e ,  sondern einfach mit einer U n 
w a h r h e i t  zu thun. W ir haben im Vorstehenden dasZeug- 
niß des Petersburger Cabinets dafür angeführt, daß die Zu
sagen der Proclamation vom 14. Ju li 1850 wegen der Be
handlung der beiden Nationalitäten schon bei Eröffnung der 
Verhandlungen von 1851 durch den Grafen Sponneck in 
Berlin und Wien mitgetheilt wurden, und daß die deutschen 
Mächte ihrerseits von diesen Zusagen Act genommen haben. 
Die weitere Korrespondenz zeigt, daß sowohl die deutschen 
Mächte, wie die dänische Regierung bezüglich der innern Ad
ministration Schleswigs in ihren Verhandlungen sehr ins 
Detail gingen. Fassen w ir z. B . die S p r a c h b e -  
st t ui m u ngen  in's Auge, hinsichtlich welcher Herr Hall 
sich dem Grafen Russell gegenüber so kategorisch auSdrückt.

„Selbst was die Verordnung", lauten seine Worte, 
„über den Gebrauch der beiden Sprachen betrifft, welche, ich 
w i e d e r h o l e  es heu t e ,  keineswegs in dem Schrift
wechsel von 1851 erwähnt war, hat die Regierung gewissen
haft dieselbe Maßregel beibehalten, da die gegenwärtig bc-



  39 ------

stehenden Verfügungen dieselben sind, die in 1851 durchaus 
keinem Einwande begegneten."

Dein gegenüber citiren w ir folgende Stellen aus den 
Depeschen der beiden deutschen Mächte an das Cabinet von 
Kopenhagen d. d. 13. it. 18. April 1851, die im October 1851 
von der dänischen Regierung dem Reichstage vorgelegt wurden.

„ Die dänische Regierung" —  schreibt der Fürst Schwarzen
berg in seiner Depesche vom 13. April 1851 —  „ hat noch nicht 
daran gedacht, während des Provisoriums diejenige admini
strative Verbindung Schleswigs mit Holstein in irgend einem 
Grade wieder herzustellen, welche vor dem Kriege einen unbe
strittenen Theil des öffentlichen Rechtszustandes beider Her* 
zogthümer ausmachte. Sie ist vielmehr bemüht gewesen, in 
dieser Beziehung die Bestimmungen des von dein Grafen 
Sponneck vorgelegten Entwurfs schon jetzt, so weit möglich, 
an die Stelle der früheren Verhältnisse zu setzen. Auch 
manche in Schleswig ergriffenen Maßregeln, welche aus die 
Zustände in Holstein eine höchst ungünstige Rückwirkung auö- 
tiben, scheinen uns weder mit dem Zustande vor dem Kriege, 
noch selbst mit den Absichten, die der Entwurf des Grafen 
Sponneck ankündigt, irgend in Einklang gebracht werden zu 
können, wenn w ir auch in den Beschwerden über das gegen
wärtige dortige Regierungssystem vieles als übertrieben an- 
nehmen wollen. Jener Entwurf verspricht dem Herzogthum 
Schleswig eine seinen eigentümlichen Verhältnissen ange
messene abgesonderte Gesetzgebung und Verwaltung, nament
lich auch in Angelegenheiten des Cultus und des Unterrichts; 
beiden Nationalitäten sichert er gleiches Recht und gleiche 
Achtung zu. Statt dessen vernehmen w ir, daß deutsch
sprechenden Gemeinden die dänische Sprache alsKirchen- 
und Schulsprache sogar unter Strafandrohungen auf
gezwungen werde, gleich als könne der Consolidation der 
dänischen Monarchie durch die zwangsweise bewirkte Vcr-



40

drängung der deutschen Sprache aus einigen schleswigschen 
Bezirken Vorschub geleistet werden. M an berichtet u n s , daß 
die Maßnahmen der Verwaltung Schleswigs sämmtlich von 
demselben Geiste ausschließender Bevorzugung der dänischen 
Nationalität eingegeben seien, und daß die Besorgniß vor 
gegenwärtiger und künftiger Bedrückung auch unter den treu- 
gesinnten Unterthanen des Königs in beiden Herzogthümern 
eine tiefe Entmuthigung hervorbringt."

I n  ähnlicher Weise heißt es in der preußischen Depesche 
vom 18. A p ril: „D ie  Gemeinsamkeit der öffentlichen Rechtsver
hältnisse, wie sie bis zum Jahre 1848 für die beiden Herzog- 
thümer unbestritten bestand, ist nicht nur nicht hergestellt, son
dern Königl.,Dänischerseits auch nicht der entfernteste Schritt 
in dieser Richtung gethan. Die auf Schleswig bezüglichen 
Maßregeln der Königl. Regierung bezwecken vielmehr augen
scheinlich die faktische Einführung eines Systems, chas auf 
Lostrennung der Herzogthümer von einander und engere 
Verbindung Schleswigs mit dem übrigen Dänemark 
hinzielt. Diese Maßregeln sind selbst mit dem Entwurf des 
Grafen Sponneck schwer in Einklang zu bringen. Dieser 
verspricht für das Herzogthum Schleswig den gleichmäßigen 
Schutz beider Nationalitäten. S tatt dessen wird deutsch
redenden Gemeinden die dänische Sprache als Schul- 
und Kirchensprache bei Strafe aufgezwungen. Den aus 
Schleswig geflüchteten Deutschen wird die Rückkehr gar nicht, 
oder nur unter den größten Erschwerungen gestattet. Die 
Verwaltung und Rechtspflege ist fast ausschließlich in Hän
den von Dänen. Die cntmuthigende Rückwirkung dieser 
Zustände aus die treugesinnten deutschen Unterthanen S r. M . 
deS Königs von Dänemark kann nicht ausbleiben."

Weis soll man einem Minister antworten, der die S tirn  
hat, solchen T h  a t sachen gegenüber den europäischen Cabi- 
netten mit Behauptungen entgegen zu treten, wie Herr H all
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sie in  seiner Depesche v om  1 5 .  O c to b e r  u n d  in  seinem M e m o 
r a n d u m  v om  6 .  N o v em b er  hingestellt h a t ?  D a s  ist nicht 
m e h r ,  u m  u n s  eines beliebten dänischen A u sdru ck s  zu be
dienen, „ W a h r h e i t  m i t  M o d i f i c a t i o n , "  sondern einfach 
—  „Unwahrheit ohne M odification".

W a s  ü b r ig e n s  die in  der königl. B e k a n n tm a c h u n g  v om  
2 8 .  J a n u a r  1 8 5 2  enthal tene  Z u s a g e  b e tr if f t , daß der für  d a s  
H e rz o g th u m  S c h le s w ig  a u szu a rb c ite n d e  V e r f a s s u n g s e n tw u r f  
die erforderlichen B e s t im m u n g e n  en tha l ten  w e rd e ,  „ u m  der 
dänischen und  deutschen N a t i o n a l i t ä t  in  dem gedachten H e r 
zo g th um  völlig  gleiche B erech t igu ng  und  kräftigen Schutz  zu 
verschaffen und  zu sichern" —  so ist sie v o n  den schleswig- 
schen S t ä n d e n  v o n  A n f a n g  a n  a l s  ein feierliches Versprechen 
a u fg e fa ß t  w orden ,  daß hinsichtlich der u n te r  dem B e l a g e r u n g s 
zustände eingesührten  S p ra c h v e ro rd n u n g e n  ihren  Beschwerden 
volle A bhü lse  g e w ä h r t  w erden  w ü rd e .  I n  der ersten S ess io n ,  
die a u f  jene B e k a n n tm a c h u n g  fo lg te ,  w a r  einer der ersten B e 
schlüsse, den die S t ä n d e  f a ß t e n :  „ S e .  M a j .  d e r  K ö n i g  
w o l l e  i n  U e b e r e i n s t i m m u n g  m i t  d e n  A U e r h ö c h  - 
s t c n  h u l d r e i c h e n  Z u s i c h e r u n g e n  v o m  2 8 .  J a n u a r  
1 8 5 2  e i n e n A c t  d e r G e r e c h t i g k e i t ü b e n ,  u n d  S e i 
n e n  d e u t s c h  r e d e n d e n  U  n t e r t h a n c  n  u  n v e r k ü  r z t 
i h r e  M u t t e r s p r a c h e  w i e d e r g c b e n  u n d  b e l a s s e n . "

D ieser  Beschluß w u rde  m i t  3 0  S t i m m e n  gegen 1 2  ge
faß t .  S o  oft seitdem die S t ä n d e  v ersam m elt  w a r e n , haben  
sie nicht a u fg e h ö r t ,  ihre Beschwerden gegen die S p r a c h v e r o r d 
n u n g e n  a n  den T h r o n  zu b r in g e n ,  u n d  noch in der letzten 
Sess io n  erklärte der P r ä s id e n t  der V e r s a m m l u n g ,  der P ro b s t  
Otzcn, es fü r  seine „heiligste P f l ic h t " ,  v o r  G o t t  u n d  den M e n 
schen Z e u g n iß  abzulegen gegen die S p r a c h v e r o r d n u n g e n .

„ I c h  kann sprechen m i t  dem A p o s t e l , "  sagte er u .  A . ,  
„ I c h  kann nicht lassen,  daß ich nicht reden sollte v o n  dem,



42

was ich gesehen und gehört habe." „Was habe ich denn ge
sehen und gehört? Ich habe heiße T h r ä n  en gesehen, die 
geflossen sind über den e r b a r m u n g s w ü r d i g e n  Z u - 
stand, welcher durch die Sprachrcscripte in manchen Ge
meinden herbeigefnhrl worden ist. Ich habe die bittersten 
Klagen gehört über diesen Zustand. Ich habe Tausende von 
Petitionen gesehen und aus diesen Tausenden von Petitionen 
habe ich Tausende von Stimmen und Bitten gehört, welche 
um Abänderung der Kirchen- und Schulsprache bitten. — 
Und ist denn zu solchen Klagen, zu solchen Thränen und zu 
solchen Bitten kein Grund und kein Anlaß vorhanden? O ja, 
ganz gewiß! Man sagt ja freilich wohl, die Angler könnten 
wohl dänisch verstehen, wenn sie eS nur wollten. A l l e i n  ich 
behaupte,  w e n n s i c c 8 a u ch n o ch f o g e r n w o l l e n ,  
sie können es nicht. — Ich habe es hier nur mit dem 
Wohl und Wehe Schleswigs zu thun, damit aber habe ich es 
auch eben zu thun. — So bezeuge ich denn, daß die gegen
wärtige Aenderung der Sprache und der sprachlichen Verhält
nisse über viele Gemeinden unsägliches Wehe herbeige
führt hat." —

Und ist dies etwa nicht begreiflich genug? Gegen nichts 
sträubt sich das Gemüth so sehr, als gegen neue Gewohn
heiten , die mit denen nicht übereinstimmen, in denen wir er
zogen wurden. Und nun gar, wo es die Sprache, das 
Werkzeug des Denkens g ilt! Keine Maßregel des ersten 
Napoleon hat eine solche Erbitterung in Deutschland hervor» 
gerufen, als seine Versuche zur Einführung der französischen 
Sprache. Und doch bot die französische Sprache in Rücksicht 
ihrer Ausbildung, ihrer Literatur und ihrer Verbreitung ganz 
andere Vortheile als die dänische! Was hat man dem Schles- 
wiger zu bieten, daß man ihm zumuthen will, einer Sprache 
sich zu entschlagen, die ihm eine Literatur eröffnet, welche an 
Freiheit, an Erhabenheit, an Tiefe und Gründlichkeit mit
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jeder auf diesem Erdboden sich messen kann? Und doch hat der 
Schleswigernoch seine besonderen Gründe, die ihm die deutsche 
Sprache so lieb und Werth machen. Sie ist ihm Gemeingut 
m it seinem unzertrennlichen Zwillingsbruder, dem Holsten; 
sie dient ihm nicht bloß als Verkehrssprache, in allen seinen 
Handels- und Geschäftsverbindungen, sie hat auch in religi
öser Beziehung ihre besondere Bedeutung für ihn. Wie auch 
immer die deutsche Sprache die Hauptsprache im Schleswig- 
scheu geworden fein mag, ob sic begünstigt durch das Fürsten
haus, die Cultur, die Reformation u. s. w. sich ausgebreitet 
— genug, sie ist jetzt und seit Jahrhunderten dem größten 
Theile der Schleswiger nun einmal die Muttersprache und sie 
hat namentlich als Religions- und Schriftsprache etwas Hei
liges für diese Leute. Luthers Bibel, vom Vater und Groß
vater geerbt, ist ihr heiliges Buch. Daß sie dies sich und 
ihren Kindern aus den Händen nehmen lassen sollen, ist ihnen 
so viel, als ob man ihnen durch Gewalt eine Veränderung der 
Religion aufzwingen wollte.

DänischerseitS wendet man hiergegen ein, daß Schles
wig gleichwohl augenscheinlich ruhig sei, und daß selbst die 
Opposition gegen die Maßregeln der Regierung längst aufge
hört haben würde, wenn dieselbe nicht in der vom Süden aus
gehenden Agitation und in der Unbeugsamkeit der Ständever
sammlung immer wieder neue Nahrung fände. An diesem 
Vorwurfe ist das Eine wahr, daß die Bevölkerung des Her
zogthums ruhig, leidenschaftslos und loyal, wie sie ihrem Cha
rakter nach ist, dem Gesetze überall Folge leistet; selbst dann, 
wenn das Gesetz mit dem Recht nicht übereinstimmt und in 
ungesetzlicher Weise entstanden ist. Von rcvolutionairen Zünd
stoffen , wie sie sich in großen Städten leicht anhäufen, sind 
die Herzogthümer gänzlich fre i; die Behörden finden deshalb 
nirgends Schwierigkeiten; selbst wenn sie ihre Befugnisse 
noch so weit überschreiten, finden sie dennoch Gehorsam;
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Wege zn gehen. Deshalb ist es im Allgemeinen so ruhig 
und still. Nur wenn von 3 zu 3 Jahren die Thüren des 
Ständehauses einmal auf kurze Zeit geöffnet werden, dann 
ist es, als ob der Schließer die Pforten eines Gefängnisses 
aufgethan; man hört alsdann laute Stimmen über Unter
drückung und unerträgliches Leid klagen; auch durch daS 
Land geht dann eine Bewegung, als ständen Taufende von 
Gefangenen von ihrem Lager auf. So wie die Thüren des 
Ständesaales sich schließen, wird eS wieder s till; nur die dä
nischen Parteien, ihre Organe und ihre Agitatoren sind dann 
noch laut und lebendig; sie jubeln, sie führen ihre Sprecher, 
ihre Repräsentanten im Triumphe umher, während.die deutschen 
Bürger und Bauern nur vereinzelt, still und abseits mit einem 
stummen Händedrucke ihren Abgeordneten ihre Anerkennung 
bezeugen dürfen. I n  Stadt und Land geht bann wieder 
alles, wenn auch mit schwerem Herzen, mit bitter getauschten 
Hoffnungen ruhig seinem Tagewerk nach. Wenn die dä
nische Regierung sich auf diese R u h e  berufen sollte, so konnte 
man ihr mit einem berühmten deutschen Schriftsteller ant
worten: „Nicht ein reges, lautes, mitrcdendes, empfind
liches Volk bezeichnet den gedrückten, oder gar erdrückten 
Staat, sondern eines, das friedselig und schweigselig dasteht 
in Jammer und Sturm und kaum die Zeitung begehrt."

„D ie  beste A r t ," sagt nun Lord Russell, „diese Hebel zn 
heilen und zukünftigen Beschwerden zuvorzukommen, ist, 
Schleswig eine vollständige Selbständigkeit zu gewähren, dem 
schleswigschcn Landtage zu erlauben, frei zu verhandeln und 
unabhängig zu beschließen über Fragen, welche die Universi
tät, die Kirchen und Schulen des Landes berühren, über tie 
Sprache, welche gebraucht wird, wo die dänische Bevölkerung 
die Oberhand hat, wo die deutsche die Oberhand hat, und wo 
die Stämme gemischt sind."
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Dieses Auskunftsmittel ist in der That das einzig gerechte 
und liberalen Grundsätzen entsprechende. Es ist aber auch das 
einzige, das dem Sinne der Vereinbarungen von 1851 und 52 
entspricht, durch welche „selbständige Vcrfassungs- und Ver
waltungs-Einrichtungen" ausdrücklich bedungen worden 
sind. Und daß diese,, Selbständigkeit" —  die bereits 1849 durch 
Vermittelung Englands von Danemark den deutschen Mächten 
als Fricdcnsbasis angeboten wurde — nicht bloß eine „provin
zielle," sondern eine politische und staatsrechtliche sein sollte, 
gebt schon einfach aus der Thatsache hervor, daß dieselbe 1851 
fortdauernd den Gegenstand der Verhandlungen gebildet hat. 
Wenn es sich wirklich um weiter nichts gehandelt hätte, als 
um eine „ p r o v i n z i e l l e "  Selbständigkeit, nun dann hätte 
man sich ja einfach mit dem dänischen Märzprogramm von 
1848 zufrieden geben können, welches ungeachtet der in Aus
sicht gestellten Incorporation gleichwohl die Erhaltung und 
Ausbildung einer provinziellen Selbständigkeit mit eigenem 
Landtage verkündete! Selbst nach dem Entwürfe, den Graf 
Sponneck 1851 in Berlin und Wien vorlegte, und der gerade 
um seiner auf Schleswig bezüglichen Bestimmungen schließlich 
verworfen wurde, sollten nicht bloß alle von dem Grafen 
Russell erwähnten Punkte, sondern eS sollte überhaupt alles, was 
daS wesentliche Object parlamentarischer Debatten bildet, 
ausschließlich dem schleswigschen Landtage Vorbehalten bleiben.

Wer, wie Herr H all nicht w ill, daß die Schleswiger selbst 
darüber entscheiden, welcher Sprache sie sich in Kirche und 
Schule bedienen wollen, gicbt deutlich zu erkennen, daß er den 
Willen der Schleswiger in ihren eigensten Angelegenheiten 
dem Willen einer anderen Nationalität und zwar der dänischen 
außerhalb des Herzogthums Schleswig, oder wenigstens der 
zur Zeit in Dänemark herrschenden Partei unterordnen w ill.

Dafür bietet nun freilich Herr H all eine Reform des 
Wah l gese t zes ,  das nach seiner Versicherung „ das uncnt-
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behrlichstc Elem ent für eine jede neue O rd n u n g  der D in g e "  
sein soll. I n  ändern constitutionellen S t a a t e n  pflegt m an  
die P r e ß f r e i h e i t  a l s  „ d as  unentbehrlichste E le m e n t" a n 
zusehen; Schweden z. B . , für das  H e rr  H a l l  gewiß seine 
S y m p a th ie n  nicht verläugnen w i r d ,  und d as  sich rühmen 
d a r f  einer der ältesten constitutionellen S t a a t e n  in E u ro p a  zu 
sein, hält  die Preßfreiheit  für  eine so wichtige S a c h e ,  daß der 
Reichstag stets einen besonderen Ausschuß w ä h l t ,  dem die 
S o rg e  die Preßfreiheit  zu schützen übertragen ist. Und a u f  der 
ändern S e i te  ha t  gerade S c h w e d e n , obwohl es sich seit so 
langer Zei t  zu den constitutionellen S t a a t e n  z ä h l t ,  nicht bloß 
ein ständisches Wahlgesetz, sondern alle vier S tä n d e  sind 
obendrein noch a l s  besondere K a m m ern  constituirt.

Indessen d as  G e h e im n iß ,  w esha lb  der dänische M inister  
gerade in der E rw eite rung  des W ahlrechts  seinen Libera lis
m u s  bekunden w i l l ,  liegt a u f  flacher H a n d .  M a n  möchte 
die weniger selbständigen, weniger besitzenden, weniger in 
telligenten Klassen in die Masse der W ä h le r  werfen. M a n  
hofft mit denen leichter fertig zu werden. M a n  ha t  ja P o l i 
zei und G e n s d a r m e n ,  m a n  ha t  den E influß  der B eam ten ,  
m an  ha t  Presse, V e rsam m lu n g s -  und Vereinsrecht für  sich zur 
ausschließlichen V erfügung  —  w a s  läßt sich dam it nicht alles 
a n f a n g e n ?  —  D a s  sch je sw ig  sehe Wahlgesetz, d as  übrigens 
ein Werk derdänischen R eg ierung  ist, ist allerdings nichts w eni
ger a l s  m usterhaft ,  aber seine gröbsten Fehler liegen nicht in 
den Bestimmungen über d as  active W ah lrech t ,  sondern in den 
Beschränkungen der W ä h l b a r k e i t ,  durch welche die C ap a -  
citäten möglichst a u s  dem S tä n d e sa a le  fern gehalten werden 
sollen. W a s  d as  active W ahlrecht betrifft,  so ist dasselbe 
keineswegs an  einen so übermäßigen Census geknüpft. D e r  
Besitz eines Grundstücks in der S t a d t  oder a u f  dem Lande, d as  
zu 3 0 0  T h a le r  Reichsmünze ( 2 2 5  T h l r .  P r e u ß . )  abgeschätzt 
ist, gew ährt  die W ahlberecht igung;  besitzt m an  ein Grundstück
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von 5 0 , 0 0 0  T h lr .  R . - M .  ( 3 7 , 0 0 0  T h lr .  P r e u ß . )  S teu er 
werth , so gehört m an zu den größeren Gutsbesitzern, die a u s  
sich 5  Abgeordnete in die Ständeversam m lung  deputiren. Aber 
daß die großen Gutsbesitzer 5  Abgeordnete senden und die 
Ritterschaft außerdem noch durch 4  M itglieder vertreten ist, 
das  ist es gerade, w a s  dem dänischen M inister so großen A n 
stoß giebt. D e n n  nicht bloß der A d e l ,  der in der Geschichte 
dieses Landes eine so hervorragende R olle  spielt, auch die großen  
bürgerlichen Gutsbesitzer sind d e u t s c h ,  und die Anwesen
heit dieser Elemente in der S tändeversam m lung  hilft der ge
waltsamen D a n is irun g  einen D a m m  entgegen zu setzen. Eben  
deshalb werden voraussichtlich auch die schlcswigschen S t ä n d e  
i n  d i e s e n  P u n k t e n  einer Aenderung des Wahlgesetzes 
unter den jeweiligen Verhältnissen ihre Zustim m ung nicht 
geben. W a r u m  sollten auch die Deutschen mit den letzten 
paar Schutzw ehren , die ihnen noch geblieben sind, den D ä n e n  
die ganze Festung in die H ä nde  liefern? D a  die schles- 
wigschen S t ä n d e  n u r  eine Kammer b ilden, so können die 5  
Repräsentanten der großen Gutsbesitzer, und die 4  M itglieder  
der Ritterschaft, die zusammen nur 9  S t im m e n  unter 4 3  a uö-  
m achen , Fortschritte, die von den ändern Classen der Gesell
schaft gewünscht werden, nicht hindern; auch haben diese, an  
sich doch stets bedeutsamen socialen Elemente im (Schles
w ig  sch eit n iem a ls  einen Versuch in diesem S i n n e  ge
macht. S i e  stehen an der Spitze des L a n d e s , sie kämpfen 
nicht gegen dasselbe. E s  sind auS der Ritterschaft mehrere 
der hervorragendsten Abgeordneten der H e r z o g tü m e r  hervor
gegangen , und cs  ist auch wohl nur d esh a lb ,  daß die schles
wig-holsteinische Ritterschaft in D änem ark  so gehaßt w ird.  
Aber warum sollten die schleswigschen S t ä n d e  sich zu Werk
zeugen dieses Hasses brauchen lassen? E s  giebt in der 
schleswigschen S tändeversa m m lung  im Grunde nur E in  un-  
verhältnißmäßig stark vertretenes E le m e n t ; das  sind die 5
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Geistlichen, von denen die größere Hälfte eingewanderte Dänen 
und politische Werkzeuge in den Händen der dänischen Regie
rung sind. Uebrigens, wie auch ein Wahlgesetz beschaffen 
sein m ag, keine Landesvertretung kann sich auf die Dauer den 
berechtigten Wünschen des Volkes entziehen; wenn sie dieS 
ernstlich versucht, wird im Lande selbst sofort der R u f nach 
einer W a h l r e f o r m  laut. Geht diese Losung vom  Lande 
aus, so hat sie gewiß ihre Berechtigung, schreibt aber e i ne 
R e g i e r u n g  sie auf ihre Fahne und sucht diese dem Lande 
aufzuzwingen, so kann man sicher sein, daß die Sachen anders 
liegen, und daß es einer solchen Regierung um nichts weiter 
zu thun ist, als sich eine unangenehme Opposition, die sie 
durch andere Künste nicht hat besiegen können, auf diese Weise 
vom Halse zu schaffen. Jedenfalls kann in Beziehung auf 
eine Wahlreform nur dasjenige, was unter Zustimmung der 
schleswigschen Ständeversammlung in 's  Leben gerufen wird, 
einen legalen und den Vereinbarungen m it den deutschen 
Mächten entsprechenden Boden haben. V or allem aber muß 
Schleswig w i r k l i c h e  F r e i h e i t  u n d  S e l b s t ä n d i g 
ke i t  gesichert, muß der politische Druck, die administrative 
W illkür beseitigt, müssen dem Lande die nöthigen Rechtsga
rantien gegeben werden. Und damit wird nicht etwa zu 
warten sein, bis, wie man sich ausdrückt, „ in  der holsteinischen 
Frage" eine Ausgleichung herbeigeführt ist. Denn eine A us
gleichung mit Holstein ist überhaupt nicht eher möglich, als 
bis S c h l e s w i g  in seinen gerechten Forderungen befriedigt 
w ird. I n  d i eser  B e z i e h u n g  hab e n  auch d i e j e n i g e n  
H  o l st e i n e r , d i e sich a in en t sch i edens t e  n a u f d e n 
B o d e n  der  V e r e i n b a r u n g  v o n  1852 gestel l t  haben,  
i h r e  G  e s i n n u n gen  o f sen u n d  b cst i m 1111 ge n u g b e 
k u n d e t .
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IV .

Die Verordnung vom 2. October war von Anfang an 
mit den Stipulationen von 1851 im Widerspruche. Nichts 
ist gewisser als das. Um dies darzuthun, braucht man nur 
einige Punkte herauszuheben. Eine der ersten Versprechungen 
der dänischen Regierung war, daß in der künftigen Organi
sation der Monarchie jede erdustve nationale Tendenz ge
wissenhaft vermieden werden würde. Is t die Einführung 
einer gesetzgebenden Versammlung mit einer erclusiv dänischen 
M ajoritä t die „gewissenhafte" Erfüllung dieses Versprechens? 
Wo war in dieser Verfassung auch nur die geringste Fürsorge 
dafür getroffen, „die den verschiedenen Landestheilen gebührende 
Stellung als Glieder eines Ganzen, in welchem kein Theil 
dem ändern untergeordnet ist, zu wahren"? Nicht minder 
unmöglich ist es zu bestreiten, daß die Verfassung vom 2. Octo
ber für die Herzogthümer rechtswidrig erlassen worden war. 
Die dänische Regierung wird keinen Staatsmann in Europa 
bewegen können ihr beizupflichten, „ a u f  ge setz- und  ve r-. 
fassungsm äßigem  W e g e "  bedeute „ a u f  ge set z-und 
v e r f a s s un g s w i d r i g em Wege", und „durch Ber a t  hung 
m i t  d e n P r o v i n z i  a l s tänden " heiße so viel wie „ ohne 
B e r a t h u n g  m i t den P r o v i n z i a l  st ä n d e n . "

Herr H all hat sich freilich noch eine letzte Waffe bewahrt; 
er beruft sich auf „die gebieterische Pflicht des Königs, die 
demselben untersagt, sich den Befehlen Deutschlands bei der 
Bestimmung desjenigen zu unterwerfen, was er seinen nicht 
zum deutschen Bunde gehörigen Staaten schuldig ist." M an 
kann über die Geschicklichkeit staunen, mit der der dänische 
Minister Gebote der Vernunft und des Rechts rasch in „B e 
fehle Deutschlands" verwandelt, die der König nach der An
sicht des Herrn H all natürlich nicht erfüllen darf. Aber sollten

4
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Vernunft und Recht wirklich darum weniger auf Geltung 
Anspruch haben, weil sie auf Seiten Deutschlands stehen?

Wenn man sich nicht zu dem Grundsätze bekennen will, 
daß „positive Stipulationen" im internationalen Verkehr 
durchaus‘feinen Werth haben, so kann von einem Fortbestehen 
der Verordnung vom 2, October auch hinsichtlich Schleswigs 
demnach nicht weiter die Rede sein; das Königreich Dänemark 
mag für sich mit derselben anfangen was cS will. Auf wel
chen Grundlagen soll nun die künftige Verfassung für die 
gemeinsamen Angelegenheiten beruhen? In  dieser Beziehung 
proponirtLord Russell Folgendes: „E in Normalbudget soll von 
Dänemark, Holstein, Lauenburg und Schleswig genehmigt 
werden; außerordentliche Ausgaben sollen vom Reichsrathe 
und den gesonderten Ständcversammlungen Holsteins, Laucn- 
burgS und Schleswigs genehmigt werden. Das Normal- 
reglement mag so sparsam wie möglich, auf den niedrigsten 
Grad, den die königliche Würde verlangt, auf die einfachste 
Einrichtung in tiefem Frieden berechnet werden. Das Normal
budget wird im ganzen für 10 Jahre bewilligt; die Ver- 
tHeilung der Ausgaben dagegen jährlich von einem zu 2/3 aus 
Dänen und j /3 aus Deutschen bestehenden Reichsrath be
stimmt. " —

Abgesehen von diesem letzten Vorschläge stimmen diese 
Propositionen im Wesentlichen mit den Vorschlägen überein, 
welche die holsteinische Ständeversammlung 1859 gemacht 
hat. Auch dort wurde ein Normal-Reglement proponirt, 
innerhalb dessen der Regierung eine freie Disposition zustehen 
sollte; über das Normal-Reglement gehende Anforderungen 
sollten der Zustimmung der verschiedenen Landesvertrettingen 
bedürfen. Durch die erste Bestimmung ist der Nothwendig- 
keit des regelmäßigen Fortgangs der Staatsverwaltungs
maschine Rechnung getragen; durch die letztere hat die relative 
Selbständigkeit der einzelnen Länder, welche der Monarchie
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angeboren, gesichert werden sollen. Es bleibt dann noch 
eine Schwierigkeit übrig , nämlich eine ausreichende Be- 
stimmung für den Fall zu treffen, wenn die Regierung über 
das Normalreglement hinausgehende Verwendungen bean
tragt, und eine oder die andere Landesvertretung ihre Zu- 
stimmung nicht crtheilt. Zu bemerken ist hierbei, daß jede 
constitutionelle Regierung leicht in dieselbe Lage gerathen kann, 
wenn sie auch nur e i ne r  gesetzgebenden Versammlung gegen
über steht. I n  solchem Falle bleibt einer eonstitutionellen 
Regierung, wenn sie keinen Verfassungsbruch begehen w ill, 
in der Reget nichts anderes übrig, als die Ausgabe zu unter
lassen, wenn sie sie auch für noch so nothwendig halt. Sind 
mehrere Landesvertretungen da wie in der dänischen M onar
chie, so sind Auswege möglich, und wird, wenn ein solcher 
gefunden und betreten w ird , die Regierung dadurch in eine 
günstigere Lage gesetzt, als in einem Einheitsstaate. Ein 
Ausweg ist der, daß, wie Lord Russell vorschlägt, jede der 
Landesvertretungen für sich über außerordentliche Ausgaben, 
die das Normalbudget überschreiten, votirt, und wenn nicht 
alle zustimmen, die zustimmenden unter sich die Ausgaben 
übernehmen. Ein anderer Ausweg ist der, daß Ausschüsse aus 
allen Landesvertretungen gewählt werden, welche vorkommenden 
Falles zu einer Versammlung zusammentreten, und in derselben 
die Entscheidung abgeben. —  Welcher Ausweg der zweck
mäßigste sein mag, kann Gegenstand der Discussion sein. 
Daß indessen eine Regierung mit einer Verfassung, zu der 
Lord Russell die Grundzüge entworfen hat , sehr wohl würde 
bestehen können, dürfte einleuchtend sein. Diese Grundzüge 
schließen sich übrigens den Vereinbarungen von 1851— 52 
und der Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 an und 
folgen mit Nothwendigkeit aus derselben. Es wird daher die 
dänische Regierung, wenn sie nicht etwas Anderes zu bieten 
vermag, was durch Übereinkommen mit dem deutschen Bunde

4 *



  5 2 ------

an S te l l e  jener Vereinbarungen zu setzen w ä re ,  sich dazu ent
schließen müssen, sie anzunehmen. I n  der T h a t  finden wir  
diese G rundzüge auch bereits in dem von dem G rafen  Sponneck  
1 8 5 1  in B er lin  und W ien  mitgetheiltcn O rganisa t ionsentw urfe  
deutlich vorgezeichnet. D e r  Art. I I I  dieses E n tw u r fs  la u te t : 

„D ans tous les cas oü il eat question d’affaires 
qui regardent la M onarchie en sa totalité, les organs 
officiels du Holstein et du L auenbourg résidant pres 
S. M . leR oi prendront part, et avec une en tiéreparité 
avec les M inistres Danois aux séances du Conseil d’Etat.

L es lois concernant les affaires com m unes, y 
comprises les relations postales et douaniéres, seront 
au préatable discutées par des commissions speciales 
(Ausschüsse), composées d’un nombre egal de membres 
sortis de la Diete Danoise et de celles du H olstein et 
du L auenbourg. L e  resultat de ces travaux prépara- 
toires sera ensuite soumis séparement et dans les 
form es constitutionelles requises aux  tro is Dietes.

Dans des cas , oil Von ne tombe pas d’accord, le 
status quo subsistera intacte pour ce qui regarde le 
point en litige .“

I n  der Denkschrift, die G r a f  Sponneck zur Erläuterung  
dieses E n tw u r f s  den deutschen M ächten übergab, heißt es mit 
B ezug  a u f  den vorstehenden A rtikel:

„ L ’art. I I I  garantit la parité des Diétes (Landtage)  
du Holstein et du L auenburg avec la Diéte ( R ig s d a g )  
Danoise, ainsi que les attributions des organes officiels 
des dits Duchés résidant pres le Roi.

Or eet article indique une solution du probVeme 
difficile d 'assurer Vunite de la M onarchie sous des 
form es constitutionelles sans dter n i a la Diete Danoise 
ni ä celles du Holstein et du Lauenbourg le dégré d'in- 
dépendance, qui est nécessaire it Vune et ii Vaulre, si la
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Confederation Germanique doil conserver son influence 
dans le Holstein et le Lauenbourg sans pouvoir Fétendre 
a la Monarchie enliere. L a  disposition finale de Fart, 
a été rédigée dans la prevision, qu’un etat normal sera 
adopté conjointement avec la constitution unioneile pour 
les rapports communs de la M onarchie.“

D a ß  die deutschen M äch te  sich nach dem V o tu m  der 
holsteinischen N o tabc ln  schließlich mit diesem E n tw ürfe  nicht 
einverstanden erklären mochten, h a t t e ,  wie bereits an  einer 
früheren S te l le  hervorgehoben wurde, seinen G ru n d  dar in ,  daß 
bei jener O r g a n is a t io n  ein Zusammentrc ten der schleswigschen 
L andesrepräsentation  mit dem dänischen R eichstage  zu e i n e r  
parlamentarischen V ersam m lung  in Aussicht genommen w a r ,  
w a s  zu einer „ engeren V erb indung  S c h le sw ig s  mit dem K ö n ig 
reiche D ä n e m a rk "  führen zu sollen schien. Jeden fa l ls  erachtete 
die dänische R eg ierung ,  wie w ir  sehen, d a m a l s  eine V e rh an d 
lung und Beschlußfassung über die gemeinsamen Angelegen
heiten m it  d r e i  verschiedenen Landtagen, s o w ic P a r i t ä t  in den 
Ausschüssen nicht blos für  e tw as  sehr wohl Thunliches ,  
s o n d e r n  z u g l e i c h  f ü r  „ n o t h  w e n d i g ,  u m  d i e  U n 
a b h ä n g i g k e i t  d e r  v e r s c h i e d e n e n  L a n d t a g e  z u  
s i c h e r n . "  Jetzt stellt H e rr  H a l l  sich a u f  einmal an ,  a l s  müsse 
eine ähnliche O rg a n is a t io n  unbedingt „die Anarchie herbei- 
sü h re n , "  „ die M onarch ie  au f lösen ,"  und „selbst jene I n t e 
gr i tä t  schwer com prom it t ir en , welche zu w ahren  der Londoner- 
T rak ta t  bezweckte"! S o l l te  m a n  sich vielleicht d a rau f  stützen, 
baß d a m a ls  n u r  timt d r e i  und  nicht  von v i e r  Landtagen die 
Rede gewesen, so ließe sich da rau f  entfiedern, daß G r a f  
Sponneck bereits in seiner S c h r i f t :  „ D i e  holsteinische S t ä n d e 
versam mlung und die V erfa ssungs f rage" da rau f  hingewiesen 
h a t ,  daß sich ohne große Schwierigkeit eine V ere in igung  der 
lauenburgischen R i t te r -  und Landschaft mit dem holsteinischen 
Landtage für diejenigen gemeinsamen Angelegenheiten, an
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denen Lauenburg mit betheiligt ist ,  erreichen ließe. D a ß  es  
indessen auch nichts Unmögliches ist, mit v i e r  V ersam m 
lungen auszukom m en, beweist das  Beispiel S c h w e d e n s , w o  
d i e  g a n z e  i n n e r e  G e s e t z g e b u n g  seit so langer Zeit  
von dem Zusammenwirken von vier Kamm ern a b h ä n g ig , w o  
zu jedem Gesetze noch heutigen T a g s  die Z ust im m ung von  
drei und zu jeder Abänderung grundgesetzlicher Bestim m ungen  
die Uebcreinstimmung aller vier V ersam m lungen erforderlich 
ist. Unter allen Umständen bleibt indessen der S a tz  des Grafen  
Russell unantastbar: „daß feilt Argument ab inconvenienti 
gegen positive S t ip u la t io n e n  und Ehrenpflichten aufkommen  
k a n n , und daß es nicht genügen wird zu s a g e n , daß durch 
das  vorgeschlagcne Abkommen der Fortgang der Regierung  
Verzögerungen erleide, daß es schwer halte für M aß reg e ln ,  
die den dänischen Ministern a ls  zweckmäßig erscheinen, die 
Zustimm ung H olste ins  zu erlangen, weil E rw ä g u n g e n  dieser 
Art hinter den Anforderungen der Gerechtigkeit und hinter dem 
W orthalten zurückstehen müssen, welches ein Fürst denen schul
det, denen gegenüber er Verbindlichkeiten e ingegangen h at ."

D er  britische Staatssecreta ir  erwähnt in seiner Depesche 
vom  2 0 .  November noch zweier anderen A u s w e g e : nämlich  
einer gemeinsamen Verfassung, in welcher das deutsche E lem ent  
mehr G e w a lt  haben w ü r d e , a l s  ihm die bloße Kopfzahl ver
liehe, und der Th ei lun g  S c h le s w ig s .  Oesterreich hat in seinem 
M em orandum  vom 2 5 .  August noch einen fernerweiten A u s 
w eg  a ngedeutct; es proponirt die Wiederherstellung der 
früheren Verbindung zwischen S c h le s w ig '  und Holstein .  
D er  Erbfolgestreit, hebt es herv or , der zu den vormärzlichen 
Zerwürfnissen und zu dem a u s  denselben erwachsenen Kriege 
die meiste Veranlassung gegeben , sei nunmehr a u s  dem W ege  
geräu m t,  der Besitz von  S c h le s w ig  also auch in der V erb in 
dung mit Holstein gesichert. —  D e r  Umstand, daß S c h le s w ig  
nicht wie Holstein zum deutschen B u n d e  gehört,  legt einer



solchen Verbindung in der That kein so großes Hinderniß in 
den Weg, als es auf den ersten Blick scheinen mag. Wahrend 
das deutsche Reich noch bestand, fand Niemand die Verbin
dung beider Herzogthümer mit dem Verhältnisse Holsteins zu 
Kaiser und Reich unvereinbar. Und doch bedeutete damals 
die Reichsgewalt noch etwas mehr, als jetzt daS Bundesver- 
hältniß! Die Einführung einer constitutionellcn Ordnung in 
die dänische Gesammtmonarchie hat die durch die Natur und 
die historischen Traditionen so nahe gelegte Verbindung der 
Herzogthümer eher noch zu einer p o l i t i s che n N o t h w en - 
d i g k e i t gemacht; v e r b unde n  können die Herzogthümer 
mit Dänemark auf gleichem Fuße verhandeln, get r ennt  sind 
sie schwach und in steter Gefahr, ihre Selbstständigkeit einzu
büßen. Die innige, treue Anhänglichkeit des Volks an die 
Verbindung von Schleswig mit Holstein, seine Bereitwillig
keit, alle Opfer für dieselbe zu bringen, lassen auch an und für 
sich schon darauf schließen, daß diese Verbindung tieferen 
Quellen, unabwcislichen Bedürfnissen ihren Ursprung ver
dankt habe. Welche Nothwendigkeit könnte groß genug 
sein, diese uralte, durch die Natur selbst bestimmte und durcb 
Verträge gesicherte Verbindung zu trennen? Hat doch auch die 
holsteinische Ständeversammlung in Uebereinstimmung mit den 
Vertretern Schleswigs bei jeder Veranlassung es als ihre un
wandelbare innigste Ueberzeugung ausgesprochen, daß eben in 
der Wiederherstellung jener Verbindung das sicherste Mittel, 
ja die wesentlichste Bedingung einer zufriedenstellenden und 
dauernden Ordnung der Angelegenheiten der Monarchie zu 
finden sei!
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V .

Die dänische Regierung hat, wie man sieht, verschiedene 
Wege vor sich; n u r  a u f  dem b i s h e r i g e n  w i r d  sic 
n i c h t  l ä n g e r  b e h a r r e n  d ü r f e n .  S ta tt des „ G e -  
sam m t s t a a t s  " auf f ö d e r a t i v e r  G r u n d l a g e  hat 
sie 1855 einen E i n h e i t s s t a a t  mit aus s c h l i eß l i c h  
n a t i o n a l  dän i scher  T en de n z  hcrgestellt. Sie wollte 
diejenige Versammlung, in welcher die Dänen das herrschende 
Element bilden, zu einem Reichsparlament gestalten und die 
LandcSversammlungen der Herzogtümer immer mehr ein
engen und herabdrückcn. Das w a r , selbst abgesehen davon, 
daß es gegen die übernommenen Verpflichtungen stritt, ein 
verhängnißvoller Fehler. Wenn die beiden Nationalitäten 
sich nach dem stattgehabten Kampfe auch schon wirklich und 
aufrichtig ausgesöhnt gehabt hätten —  und wie hätte das 
bei dem System, das dänischcrscits befolgt wurde, der Fall sein 
können? — durch diese Politik mußte der nationale Gegensatz 
von neuem verschärft werden. Diese Politik konnte denn auch 
nicht durchgeführt, die Verordnung vom 2. October 1855 
mußte für Holstein und Lauenburg aufgehoben werden. 
Anstatt des Einheitssystems w ill man nunmehr einen D u a 
l i s m u s  etablircn. D ä n e m a r k  und S c h l e s w i g  sollen 
unter der Verordnung vom 2. October ve re i n i g t  bleiben, und 
H  o l st e i n soll eine sepa r a t e  Stellung erhalten. Das ist 
nicht der verdeckte,  sondernder ganz o f f e n e  Widerspruch 
gegen die Vereinbarungen von 1851, gegen die Bekanntmachung 
vom 28. Januar 1852. W ir hätten alsdann „Aussonderung 
Holsteins" und Organisation eines „ E i d e r s t a a t s "  inner
halb der Grenzen der Gesammtmonarchie. Das wäre nicht 
bloß factisch, sondern auch formell die „ enge r e  V c r b i n -
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dung  S c h l e s w i g s  m i t  dem Kön i gre i che D ä n e 
m a r k , "  während gleichzeitig Holstein und Lauenburg zu 
einer bloßen Dependenz ,  zu einer Art Co l on i e  herab
gedrückt werden würden. Für die Dänen würde diese geschickt 
ersonnene Combination allerdings die Vortheile des Pro
gramms von 1848 mit dem von 1852 vereinigen: „ E i d e r -  
sta a t " — um Schleswig zu incorporiren und zu danisiren, 
und „ Gesammt m on archie,  " — um gleichzeitig die 
Herrschaft über H  o l ft e i n zu behaupten.

Allerdings soll dies vorerst nur ein „ P r o v i s o r i u m "  
sein, aber das Geheimniß dieses Provisoriums ist vielleicht 
etwas zu früh ausgeplaudert worden. In  einer im vorigen 
Jahre erschienenen dänischen Schrift: „Der Verfassungsstreit 
und dessen Lösung," welche dänische Blätter unumwunden 
einer vom Conseilspräsidenten inspirirten Feder zuschrieben, 
wird des Breiteren auseinandcrgesetzt, wie es zunächst darauf 
ankomme, daß man, um die engere Verbindung Schleswigs 
mit Dänemark ins Werk zu setzen, das Herzogthum mit dem 
Königreiche in dem Rahmen der Verordnung vom 2. October 
eingespannt erhalte. Daran, daß dieser Zustand sich als ein 
„Provisorium" cinführe, brauche man sich dänischerseits nicht 
weiter zu stoßen. „ D i e  Mach t  eines f ac t i schenZ er
stand es ist so groß,  d a ß , wenn seine Entwickelung 
nicht  durch Rücks i cht s l os i gke i t  gestört  oder u n 
mögl i ch genracht w i r d ,  derselbe sich nachgerade 
nicht mehr aus dem Gleise bringen oder verändern 
läßt."

Das wäre also der Schlüssel zu dem „ Pr ov i so r i um. "  
Der angeführte Satz ist unbestreitbar richtig. Nur ist man 
in den Herzogtümern ebenfalls so klug das einzusehen, und 
eben deswegen haben die holsteinischen Stände über das an
geborene so beschaffene „Provisorium" einstimmig den Stab 
gebrochen.
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Der Verfasser der erwähnten Schrift ist übrigens so 
gütig, uns noch einige weitere Aufklärungen über die Politik 
der Regierung zu bieten. Holstein, setzt er auseinander, muß 
„ausgesondert," das „Gesammtstaatsprincip" aufgegeben 
werden, weil dies das einzige Mittel sei, jeden deutschen 
Einfluß zu beseitigen (mit anderen Worten: den Willen der 
dänischen Nationalität zum alleinherrschenden zu machen); 
gleichwohl müsse man im I n t e r esse  d e r M  a ch t st e l l u n g 
D än e m a r k s  die Gemeinsamkeit in Bezug auf die M a 
r i n e ,  und theilweise auch die Armee (Befcstigungswcsen, 
Stellung des holstein-lauenburgischen Contingents unter den 
Kriegsminister, dänische Officicre u. s. w.) und die a u s 
w ä r t i g e n  Ange l e g e n h e i t e n  festhaltcn.

Wenn der Einfluß Holsteins auf diese Angelegenheiten 
beseitigt, gleichwohl aber die Gemeinsamkeit in denselben fest
gehalten werden soll, rcdücirt sich dann nicht diese Gemein
samkeit im Wesentlichen auf die bloße B e i t r a g s l e i 
stung? werden Holstein und Laucnburg dann nicht ge
wissermaßen zu bloßen t r i b u t p f l i c h t i g e n  Nebenländern 
gemacht?

Uebrigcns kann man nicht umhin, die Aufrichtigkeit an- 
zuerkennen, mit der in dieser die Politik der Regierung ver
tretenden Schrift der Grundsatz ausgesprochen wird, daß die 
Gemeinsamkeit sich bloß so weit erstrecken dürfe, als eben 
nöthig ist, damit Dänemark „in  seiner Bedeutung als Staat" 
nichts einbüße, daß deshalb die Beitragsleistung Holsteins 
für gewisse Angelegenheiten festzuhalten, im Uebrigen aber, 
insofern die Gemeinsamkeit unbequem werden dürfte, dieselbe 
aufzuheben sei. Offener kann man die Absicht, aus der Ge- 
sammtmonarchie eine s o c i e t a s  l eoni na  zu machen, kaum 
aussprechen.

Wie begreiflich, wollen deshalb die Herzogthümer von 
diesem Dualismus wo möglich noch weniger wissen, als von
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frem seitherigen Einheitsstaate. Ein Dualismus hat aller- 
frings Jahrhunderte hindurch in der dänischen Monarchie be
standen: es gab eine „fr eutsche Kanzlei", die später die 
„ s ch l c s w i g - h o l st c i n - l a u e n b u r g i s ch e" hieß , lutt
erne „däni sche" Kanzlei in Kopenhagen. Aber damals 
bildete die K ö n i g s a u die Grenze; e in D u a l i s m u s  mi t  
der E i de r  a l s  G r e n z l i n i e  kann weder  i n  den v o r - 
märzl i ch en Zustänfr en,no ch i n d e n V e r e i n b a r u n -  
gn t  o o ii 1852, noch auch in  dem N a t i o n a l i t ä t S -  
p r i n c i p  i r gend  e i n e B e g r ü n d u n g  aufwei sen.

Soll ein solcher Dualismus etwa das Heilmittel sein 
für die Krankheit, an der die dänische Monarchie leidet? Meint 
man vielleicht damit den Widerwillen der deutschen Nationali
tät wegen des Unrechts, das an ihr verübt worden ist, zu be
seitigen, daß man jetzt zu dem alten Unrecht neues hinzufügt? 
Sieht die dänische Regierung nicht ein, daß sie auch mit 
Deutsch land rechnen muß?

Deutschland hat, was die auswärtige Politik betrifft, 
außer der Vertheidigung seines Gebiets und seiner Unab
hängigkeit, nur eine Angelegenheit, die wahrhaft Volks
und Ehrensache der ganzen Nation geworden ist: die Sache 
der Herzogthümer. Es hat in dieser Angelegenheit sich eine 
unerschütterliche Ueberzeugung gebildet, nämlich: daß Pflicht 
und Ehre ihm gebieten, sich des Kampfs, den die Herzogthümer 
für ihre Rechte und die Erhaltung ihrer vaterländischen Ge
sittung führen, als einer deutschen Nationalsache anzunehmen. 
Das Volk von Holstein gehört zur deutschen Nation, und ist, 
um uns der Bezeichnung zu bedienen, die der berühmteste Red
ner der „ conservativen" Partei in Preußen gebraucht hat, „ eines 
der edelsten Glieder an dem Leibe dieses großen Volkskörpers." 
Von Holstein ist nun aber einmal Schleswig nicht zu trennen. 
Was Natur und Geschichteso innig verknüpft, kann keine StaatS- 
kunst ganz auseinander reißen, am wenigsten dann, wenn beide
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Theile fortfahren in e in  er Staatsgemeinschaft mit einander 
zu bleiben. Deutschland hat also ein natürliches, es hat aber 
auch, wie man weiß, ein p o s i t i v e s  Recht erworben, für die 
deutsche Nationalität in Schleswig einzutreten. Dazu kommt, 
baß es sich seit zwölf Jahren diesem Bruderstamme gegenüber 
in einer schweren Schuld fühlt. Es hat ihm 1846 — 1848 
mehr versprochen, als später gehalten wurde. Die Vereinba- 
rungen von 1851— 1852 haben auch Deutschland eine „ Ehren
pflicht" auferlegt gegenüber Schleswig, nämlich: d ie  gleiche 
B e r e c h t i g u n g d c r d e u t s c h e n  N a t i o n a l i t ä t m i t d e  
däni schen n i ch t ve r l e t zen  zu l assen.

Deutschland hat viele Uebel lange ertragen, das einer 
Fremdherrschaft nur einmal und nur kurze Zeit. Und dieses 
eine M a l stand der größte Mann des Jahrhunderts an der 
Spitze der mächtigsten, durch die Revolution in ihren tiefsten 
Elementen aufgeregten Nation ihm gegenüber. Napoleon hat 
gleichwohl bald genug die Folgen des Nationalhasses, den 
er inDeutschland hervorgerufen, erfahren müssen; w ill Däne
mark den Nationalhaß Deutschlands erproben? w ill es Urfehde 
haben mit diesem Volke von 40 M illionen? Deutschland kann 
vielleicht in einem Kriege mit Dänemark auf Gegner stoßen, 
mit denen ein Kampf die größte Anstrengung aller seiner 
Kräfte nöthig machen dürfte; aber in dem Gewühl eines so 
furchtbaren Kampfs würde jedenfalls das dänische Volk bald 
genug erschöpft zu Boden sinken.

Die Aussichten Dänemarks sind für den Fall eines 
K r i e g e s  überhaupt nicht besonders günstig. Wenn es wirk
lich siegen sollte, was wäre alsdann gewonnen? Müßte es 
dann nicht von neuem mit den Herzogthümern zusammen 
leben? Traurige Aussicht auf eine Staatsgemeinscbaft mit 
einem Volke, dessen Herz man mit Haß getränkt, dessen Sinn 
man mit G ift erfüllt hätte! Und wenn Dänemark in diesem
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Kriege unterläge, was dann? Schon jetzt haben dänische 
Publicisten in seinen Zuständen eine gewisse Aehnlichkeit mit 
denen P o l e n s  in der verhängnisvollsten Periode der Ge
schichte dieses Landes finden wollen, — will man diese Aehn
lichkeit sich noch weiter entwickeln lassen, und der dänischen 
Monarchie durch einen Zwist ein Ende bereiten, wie es Polen 
gefunden hat? „S p lid a g tig e  R ig e r forgaae som sp lidag
tige  H use fo rfa lde “ , zwicträchtigc Reiche vergehen, wie zwie- 
trächtige Familien verfallen —  lautet ein dänisches Wort.

Wenn Europa, wie man behauptet, ein Interesse hat 
an der Integrität der dänischen Monarchie, dann ist es auch 
ein europäisches Interesse, diese Integrität nicht durch die 
dänische Regierung selbst gefährden zu lassen. Zum mindesten 
muß man Dänemark vollkommen über seine Lage aufklären 
und ihm jede Illusion benehmen. Man kann ihm keinen 
schlechteren Dienst erweisen, als ihm sagen, daß man sein 
Verfahren gutheiße. Meinen diejenigen, die in der englischen 
Presse das Wort für Dänemark führen, wirklich, daß England 
in einer so inhumanen und ungerechten Sache gegen Deutsch
land Krieg unternehmen, seinen Handel unterbrechen, seine 
materiellen Interessen gefährden und in dem deutschen Volke 
sich einen erbitterten Feind schaffen soll, der England vielleicht 
weniger direct Schaden zufügen, als indirect zufügen lassen 
könnte? Und das alles weshalb? — Andererseits, wenn man 
Dänemark nicht wirklich auch mit ten Waffen helfen will, 
warum bestärkt man es in einer Politik, die zu seinem Ver
derben führen muß? Als ein wie viel besserer, besonnener 
Freund erweist sich nicht Lord Russell? Er schmeichelt aller
dings Dänemark nicht, wenn er ihm vorhält, daß es „positive 
Stipulationen" und „Ehrenverpflichtungen" erfüllen, daß es 
den gerechten Beschwerden Schleswigs volle Abhülfe gewähren 
müsse, — aber ist diese bittere Wahrheit nicht die einzige 
Arznei, die Dänemark noch retten kann ?
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E n g lan d  dürfte sich besonders aufgefordert fühlen, D ä n e -  
nrark an  feine Verpflichtungen zu erinnern.

D e r  A r t .  I des unter  englischer V erm it te lung  zu S t a n d e  
gekommenen Friedensver trags  vom 2 .  J u l i  1 8 5 0  l a u t e t :

„Il y  aura ä l’avenir paix, amitié et bonne intelligence 
entre le Danemark et la Confederation Germanique; 
On apportera des deux cotés la p lu s gran de attention  
ä m aintenir l’harmonie si heureusem ent ré ta b lie , el 
évitera  soigneusement tou t c e , qui p o u rra it I’a lterer . “  
S t a t t  diesem Versprechen nachzukommcn, ha t  D ä n em ark  alle 
Rücksichten gegen den B u n d  a u s  den Augen gesetzt und  es 
ihm zur Notbwendigkeit gemacht,  zum Schutze der B u n d e s 
länder einzuschreiten.

Deutscherseits hat  m a n  dagegen die gegebene Zusage in 
vollem M a ß e  erfüllt und mehr a l s  d a s .  D ie  deutschen 
M ächte  haben die E n tw a f fn u n g  der schleswig-holsteinischen 
Armee und  die R estaura t ion  der königlichen R eg ie rung  be
wirkt ; a l s  eö völlig pacificirt w a r , haben sie Holstein wieder 
g e rä u m t ,  haben im B u n d e  nicht bloß die mit D ä n em ark  ge
troffene V ere inbarung  vertreten, sondern die B u n d e sv e r sa m m 
lung auch dazu vermocht, ihrem Beschlüsse vom 17 .  S e p t .  1 8 4 6  
keine größere A u sd eh n u n g  zu geben, a l s  nach der dänischen 
Auffassung wünschenswerth erschien. Und nicht bloß a ls  
M a n d a ta r e  des B u n d e s , auch in ihrer S te l lu n g  a l s  G r o ß 
mächte haben Oesterreich und P reu ß e n  ein Uebriges für 
D änem ark  g e th a n ,  a l s  sie im Interesse der „ I n t e g r i t ä t  der 
dänischen M o n a r c h ie " sich an  dem Londoner Protocolle vom 
8 .  M a i  1 8 5 2  betheiligten. S i e  haben dam it  den Herzog- 
thüm ern  wie dem deutschen Volke gegenüber eine schwere 
Verantwortlichkeit ü b e rn o m m e n ; denn wie m a n  w e iß , hat 
Deutschland noch heute sich nicht mit  diesem Acte ausgesöhnt.  
Die  deutschen M äch te  g ingen gleichwohl in der bezeichneten 
R ichtung  noch viel weiter. Se lbs t  a l s  die dänische Regierung
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bereits augenscheinlich ihren Zusagen untreu wurde, nahmen 
sie nicht so bald Stellung gegen dieselbe. Erst , nachdem die 
dänische Regierung so weit gegangen war, selbst das Petitions- 
rccht der holsteinischen Standeversammlung zu unterdrücken, 
und ihr geradezu zu verbieten, ihre Beschwerden über die Lage 
des Landes an die Krone zu bringen; als ein Minister sich 
vermessen durfte, der Standeversammlung zu untersagen, einen 
dahin zielenden Antrag auch nur in Berathung zu ziehen, als 
er die in dieser Beziehung stattgehabte Verhandlung für eine 
N u l l i t ä t  erklärte, erst dann begannen die deutschen Mächte 
sich mit freundschaftlichen Vorstellungen an die dänische Negie
rung zu wenden und sie auf den Widerspruch ihres that- 
sächlichen Verfahrens mit den gegebenen Zusicherungen auf
merksam zu machen. Und selbst dann  ließen sie erst noch 
ande r t h a l b  J a h r e  in immer erneuerten Versuchen, die 
dänische Regierung auf andere Wege zu bringen, verstreichen, 
ehe sie sich dazu entschlossen, einen Antrag, die Rechte der 
Bundesländer zu schützen, in Frankfurt cinzubringen.

Nur wem alles dies unbekannt, oder wem die Wahrheit 
völlig gleichgültig ist, kann behaupten, daß Dänemark sich 
über Deutschland zu beklagen habe.

Das Eine ist nach allem wohl klar: in der bisherigen 
Weise kann die dänische Monarchie nicht lange mehr fortbestehen. 
Zehn Jahre voll ungerechter Behandlung haben in denHerzog- 
thümern Unruhe und Erbitterung hervorgerufen, so daß die 
nächste europäische Krisis, wenn sie die deutsch-dänische Frage 
nicht bereits auf friedliche Weise gelöst vorfindel, die von Lord 
Russell vorauögesehene „ Erplosion" veranlassen wird, und 
kommt es erst zu einer solchen, so wird auch der Krieg mit 
Deutschland nicht länger zu vermeiden sein. W ill man die 
dänische Monarchie erhalten, so muß dem Hebel rechtzeitig 
und gründlich abgeholfen und ein ehrlicher Friede zwischen 
den verschiedenen Bestandtheilen der Monarchie hergestellt
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werden. W i r  wollen deshalb mit kurzen W o r te n  sagen, w a s  
zu diesem Zwecke unerläßlich ist. H o l s t e i n  m u ß  a l s  
G r u n d b e d i n g u n g  f ü r  e i n  f r i e d l i  c h e s  Z u s a m m e n -  
l e b e n  m i t  d e m  d ä n  i s ch e n B  o l k e v e r  l a n  g e n , d a ß  
i h i n  n i c h t s  v o n  d e n  R e c h t e n  u n d F r e i h e i t e n v o r -  
e n t h a l t e n  w e r d e ,  d i e  i m  ü b r i g e n  D e u t s c h l a n d  
b e s t e h e n ,  d a ß  d e n  d e u t s c h e n  U n t e r t h a n e n  d i e s e l be  
R e c h t s s i c h e r h e i t  g e w ä h r t  w e r d e  w i e  d e n  d ä 
n i s c h e n ,  d a ß  H o l s t e i n  a u s r e i c h e n d e  G a r a n t i e n  
z u r  B e h a u p t u n g  s e i n e r  S e l b s t ä n d i g k e i t  u n d  
z u r  A b w e h r  j e d e s  d ä n i s c h e n  E i n f l u s s e s  a u f  s e in e  
S p e c i a l - A n g e l e g e n h e i t e n  e r h a l t e .  U n d  S c h l e s -  
w i g h a t  g a n z  d a s  g l e i c h e  R e c h t  a u f  S e l b s t ä n d i g 
k e i t  u n d  F r e i h e i t .

Beide H erzogthümer müssen mit w a h rhaf t  p a r l a m e n 
t a r i s c h e n  I n s t i t u t i o n e n  und den M i t te ln  sie zu behaupten 
ausgerüstet werden; sie müssen, w a s  ihre S pec ia l-A nge legen 
heiten betrifft —  und dazu gehört für S ch lesw ig  Kirche und 
S c h u le ,  Jus tiz  und  innere Administra tion —  dieselbe Freiheit 
und insbesondere dieselben Befugnisse bezüglich der Gesetz
gebung und  des B u d g e ts  e rha l ten ,  wie sie das  Königreich 
D änem ark  und sein S p ec ia l -L and tag  besitzt, und h i n s i c h t l i c h  
d e r  g e m e i n s a m e n  A n g e l e g e n h e i t e n  m ü s s e n  d i e  
I n s t i t u t i o n e n  u n t e r  a l l e n  U m s t ä n d e n  so b e s c h a f f e n  
s e i n ,  d a ß  s i ch n i r g e n d s  e i n e  e r c l u s i v  n a t i o n a l 
d ä n i s c h e  T e n d e n z  g e l t e n d  m a c h e n  k a n n .

E s  ist kein wirklicher dauerhafter Friede zwischen den 
Herzogthüm ern  und  D änem ark  zu ermöglichen, w enn  die 
deutschen E inw ohner  nicht aufhören  dürfen ,  den D ä n e n  
gegenüber theils  bittere Em pfindlichkeit,  theils beständige 
Unruhe zu nähren .  E s  ist durchaus uner läß lich ,  daß sie 
für  ihre künftige Sicherheit  h i n l ä n g l i c h e  B ü r g s c h a f t e n  
e r h a l t e n ! _ _ _ _ _ _ _ _ _

D ruck  m  O t to  W ig u n d  in  L eipzig .
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